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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


betr. Entlastung der Bundesregierung wegen der Bundes- 
haushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1953 auf 
Grund der Bemerkungen des Bundesrechnungshofes 

Gemäß § 108 Abs. 1 der Reichshaushaltsordnung übermittle ich hier- 
mit die Bemerkungen des Bundesrechnungshofes zu der Bundeshaus- 
haltsrechnung für das Rechnungsjahr 1953 mit der Bitte, die Ent- 
lastung der Bundesregierung wegen der Bundeshaushaltsrechnung 
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Bundesregierung die beglaubigte Abschrift einer Erklärung des 
Herrn Präsidenten des Bundesrechnungshofes über die Prüfung der 
Jahresrechnungen für das Rechnungsjahr 1953, 

betreffend die Ausgaben bei 
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sowie Rechnungen der Bundeshauptkasse und der Oberfinanzkasse 
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Den gleichen Antrag habe ich an den Herrn Präsidenten des Bundes- 
rates gerichtet. 
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A. Einleitung 

l.Der Bundesrechnungshof legt seine Bemerkun- 
gen zur Bundeshaushaltsrechnung und zur 
Bundesvermögensrechnung für das Rechnungs- 
jahr 1953 hiemit vor. Sie bilden die Grundlage 
für die Beschlüsse des Bundestages und des 
Bundesrates über die Entlastung der Bundes- 
regierung (Art. 114 Abs. 2 Satz 2 GG). Wei- 
tere Ergebnisse über die Prüfungstätigkeit des 
Bundesrechnungshofes sind in einer Denkschrift 
vom 29. Juni 1956 (Bundestagsdrucksache 
2660) enthalten. 


B. Bemerkungen 

I. Allgemeines 

Stand der Entlastung Redinungsjahr 1951 

2. Der Bundestag hat in seiner 119. Sitzung am 
14. Dezember 1955 auf Grund des mündlichen 
Berichts des Haushaltsausschusses beschlossen, 

a) die vom Bundesrechnungshof in seinen Be- 
merkungen zu der Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1951 festgestellten 
Haushaltsüberschreitungen und außerplan- 
mäßigen Ausgaben nadi § 83 RHO nach- 
.träglich zu genehmigen und die Bemerkun- 
gen des Bundesrechnungshofes zu der Bun- 
deshaushaltsrechnung 1951 bis auf die Vor- 
behalte (§ 107 Abs. 4, § 108 Abs. 2 RHO) 
für erledigt zu erklären, 


b) die Bundesregierung wegen der Bundes- 
haushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 
1951 nach § 108 RHO zu entlasten. 

Damit ist die Entlastung für das Rechnungs- 
jahr 1951 abgeschlossen (vgl. Bemerkungen 
1952 S. 5 Nr. 4, S. 6 Nr. 5). 

Stand der Entlastung Rechnungsjahr 1952 

3. Der Bundesrat hat In seiner 153, Sitzung am 
10. Februar 1956 beschlossen, der Bundesregie- 
rung wegen der Bundeshaushaltsrechnung für 
das Rechnungsjahr 1952 auf Grund der Bemer- 
kungen des Bundesrechnungshofes die erbetene 
Entlastung nach § 108 RHO zu erteilen. Der 
Bundestag hat einen Beschluß über die Ent- 
lastung der Bundesregierung wegen der Bun- 
deshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 
1952 noch nicht gefaßt. Wegen der nachträg- 
lichen Genehmigung der über- und außerplan- 
mäßigen Ausgaben nach § 83 RHO vergleiche 
die Bemerkungen 1952 S. 6 Nr. 6 und 7. 

Stand der Entlastung Rechnungsjahr 1953 

4. Der Bundesrat hat in seiner 153. Sitzung am 
10. Februar 1956 beschlossen, die in der Bundes- 
haushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1953 
festgestellten über- und außerplanmäßigen Aus- 
gaben nach 5^3 RHO vorbehaltlich der späte- 
ren Beschlußfassung über die Bemerkungen des 
Bundesrechnungshofes nachträglich zu genehmi- 
gen. Wegen der besonderen Vorbehalte, die der 
Bundesrat zu den Haushaltsüberschreitungen 
bei einer Reihe von Titeln des Kapitels 06 25 
undizu den außerplanmäßigen Ausgaben bei den 
Kapiteln A 1 1 1 1 und All 13 gemacht hat, wird 
auf S. 22 Nr. 28 und S. 23 Nr, 30 hingewiesen. 


II. Bermerkungen nach § 107 Abs. 1 Nr. 1 RHO 


5. Rechnungsergebnis des ordentlichen Haushalts für das Rechnungsjahr 1953 



Einnahme 

DM 

Ausgabe 

DM 

a) Nach dem Bundeshaushaltsplan für das 
Rechnungsjahr 1953 beträgt das Haushalts- 
soll 

24 614 653 800,— 

24 614 653 800,— 

b) Hinzu treten die aus dem Rechnungsjahr 

1952 übernommenen Haushaltsreste mit . 

5 550 731,89 

632 556 843,28 

c) Summe der Sollbeträge und der aus dem 
Rechnungsjahr 1952 übernommenen Haus- 
haltsreste 

24 620 204 531,89 

25 247 210 643,28 



Einnahme 

DM 


Ausgabe 

DM 


d) Nach der Bundeshaushaltsrechnung 1953 
betragen -die Isteinnahmen und Istaus- 

gaben 

(mithin kassenmäßige Mehrausgabe: 

640 909 275,36 DM) 

e) Hinzu treten die am Schluß des Rech- 

nungsjahres 1953 verbliebenen Haushalts- 
reste, die auf das Rechnungsjahr 1954 
übertragen sind und das Rechnungsjahr 
1953 wie wirklich entstandene Einnah- 
men und Ausgaben entlasten oder be- 
lasten, mit 

f) Summe der Istbeträge und der am Schluß 

des Rechnungsjahres 1953 verbliebenen 
Haushaltsreste 

g) Gegenüber der Summe der Sollbeträge und 

der aus dem Rechnungsjahr 1952 über- 
nommenen Haushaltsreste (c) beträgt die 
Mindereinnahme/Mehrausgabe 

h) Mithin Fehlbetrag des Rechnungsjahres 

1953 (§§ 75, 77 RHO) 

Der Fehlbetrag hätte nach § 75 Satz 1 RHO 
spätestens in den Bundeshaushaltsplan für das 
Rechnungsjahr 1955 als ordentliche Ausgabe 
eingestellt werden müssen. § 11 des Haushalts- 
gesetzes 1955 bestimmt jedoch, daß § 75 Satz 1 
RHO im Rechnungsjahr 1955 keine Anwen- 
dung findet. Nach § 6 des Haushaltsgesetzes 
1956 wird § 75 Satz 1 RHO auch im Rech- 
nungsjahr 1956 nicht angewendet. 

i) Von dem Fehlbetrag nach h) sind im Rech- 

nungsjahr 1954 aus ordentlichen Einnah- 
men gedeckt worden 

(überplanmäßige Ausgabe bei Kapitel 60 02 
Titel 999; das ist die kassenmäßige Mehr- 
ausgabe des Rechnungsjahres 1953, vgl. d) 

k) Der gegenwärtig noch ungedeckte Fehlbe- 
trag des ordentlichen Haushalts aus dem 
Rechnungsjahr 1953 beträgt 


24 002 515 749,96 24 643 425 025,32 


960 245 438,68 


24 002 515 749,96 25 603 670 464,— 


617 688 781,93 — 356 459 820,72 

— 974 148 602,65 DM 


+ 640 909 275,36 DM 


— 333 239 327,29 DM^) 


Anmerkung 

Das sind die am Schluß des Rechnungsjahres 1953 ver- 
bliebenen Haushaltsreste nach e) 960 245 438,68 DM Ausgabereste, 

vermindert um die aus dem Rechnungsjahr 1952 über- 
nommenen Haushaltsreste nach b) 632 556 843,28 DM Ausgabereste 

— 5 550 731,89 DM Einnahmereste 

627 006 111,39 DM Ausgabereste 

333 239 327,29 DM Ausgabereste 
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6. Unmittelbar vor dem Abschluß der Kassen- 
bücher für das Rechnungsjahr 1953 sind auf 

Anordnung des 3undesministers der Finanzen 

äbgedeckt worden 

a) die kassenmäßige 

Mehrausgabe (Ist- 
ausgabe abzüglich 
Isteinnahme) des 
außerordentlichen 
Haushalts (ohne 
ERP-Mittel) aus 
dem Rechnungs- 
jahr 1953 mit . . 934 453 583,44 DM 

Der Betrag wurde 
in der Rechnung 
des ordentlichen 
Haushalts bei Ka- 
pitel 60 02 hinter 
Titel 999 außer- 
planmäßig veraus- 
gabt und in der 
Rechnung des 
außerordentlichen 
Haushalts bei Ka- 
pitel A 60 02 hin- 
ter Titel (96) au- 
ßerplanmäßig ver- 
einnahmt; Vgl. die 
Begründung in der 
Anlage I zur Bun- 
deshaushaltsrech- 
nung 1953 S. 1809. 

b) der Rest der kas- 
senmäßigen Mehr- 
ausgabe des außer- 
ordentlichen Haus- 
halts (ohne ERP- 
Mittel) aus dem 
Rechnungsjahre 

1951 mit ... 1 007 726 526,06 DM 

Der Betrag wurde 
in der Rechnung 
des ordentlichen 
Haushalts bei Ka- 
pitel 60 02 Titel 
999 überplanmä- 
ßig verausgabt; vgl. 
die Begründung in 
der Anlage I zur 
Bundeshaushalts- 
rechnung 1953 S. 

1808. 


Übertrag: 1 942 180 109,50 DM 

c) In Höhe des Über- 
hangs an Besat- 
zungskosten und 
Auftragsausgaben 
im Bundesgebiet, 
der am Schluß des 
Rechnungsjahres 
1953 vorhanden 
war, ist eine Rück- 
lage von 1 863 000 000,— DM 

gebildet worden. 

Der Betrag wurde 
in der Rechnung 
des ordentlichen 
Haushalts bei Ka- 
pitel 60 02 hinter 
Titel 399 außer- 
planmäßig veraus- 
gabt und dem Son- 
derkonto! 0/1 12 bei 
der Bank deutscher 
Länder zugeführt; 
vgl. die Begrün- 
dung in der An- 
lage I zur Bundes- 
haushaltsrechnung 
1953 S. 1802. 

Zusammen 3 805 180 109,50 DM. 

Die Mittel zur Deckung der Verpflichtungen 
gegenüber den früheren Besatzungsmächten 
mußten auf jederzeitigen Abruf bereitgehalten 
werden. Der Bundesrechnungshof hat deshalb 
keine Bedenken dagegen erhoben, daß der Bun- 
desminister der Finanzen eine Rücklage in 
Höhe des Überhangs an Besatzungskosten und 
Auftragsausgaben im Bundesgebiet gebildet 
und damit den am Schluß des Rechnungsjahres 
1953 ausgewiesenen Kassenbestand mit der fi- 
nanzwirtschaftlichen Situation in Einklang ge- 
bracht hat. Auf die Ausführungen im Vorbe- 
richt zur Bundeshaushaltsrechnung 1953 Ab- 
schnitt I Ziffer 3 (S. V) wird hingewiesen. 

Durch die Buchungen nach a) und b) er- 
scheint das Jahresergebnis des ordentlichen 
Haushalts ungünstiger, als es wirklich ist. Ohne 
sie hätte sich ein Überschuß statt eines Fehl- 
betrages ergeben. 


Übertrag: 1 942 180 109,50 DM 



An die Stelle der 
Mehrausgabe nach S. 6 

Nr. 5 g) von . . — 356 459 820,72 DM 

wäre ohne die Buchun- 
gen nach a) und b) 

von + 1 942 180 109,50 DM 

eine Minderausgabe 

von d 1 585 720 288,78 DM 

getreten. 

Unter Berücksichti- 
gung der Minderein- 
einnahme nach S. 6 

Nr. 5 g) von . . 617 688 781,93 DM 

wäre ein Überschuß 

von + 968 031 506,85 DM 

entstanden. 

Nach § 13 des Haushaltsgesetzes 1953 waren 
die Vorschriften des § 75 RHO im Rechnungs- 
jahr 1953 nicht anzuwenden. Es bestand daher 
keine Verpflichtung, den Überschuß der Ein- 
nahmen über die Ausgaben des ordentlichen 
Haushalts für die Verminderung des Anleihe- 
bedarfs zu verwenden. Finanzpolitisch läßt 
sich gegen die außerplanmäßige Abdeckung 


der kassenmäßigen Mehrausgabe des außeror- 
dentlichen Haushalts — ohne ERP-Mittel — 
(vgl. a) nidits einwenden. 

In den Bundeshaushaltsplan für das Rech- 
nungsjahr 1953 waren nach § 13 des Haus- 
haltsgesetzes 1953 keine Mittel für die Ab- 
deckung der Fehlbeträge aus Vorjahren einge- 
stellt. Der Bundesminister der Finanzen hat 
gleichwohl die restliche kassenmäßige Mehraus- 
gabe des außerordentlichen Haushalts (ohne 
ERP-Mittel) aus dem Rechnungsjahr 1951 auf 
den ordentlichen Haushalt des Rechnungsjah- 
res 1953 übernommen. Der am Schluß des 
Rechnungsjahres 1953 nachgewiesene Gesamt- 
fehlbetrag enthält neben den Ausgaberesten, 
die den Rechnungsjahren 1949 bis 1953 zur 
Last fallen, nur noch eine kassenmäßige Mehr- 
ausgabe, nämlich die des Rechnungsjahres 1953. 
Die überplanmäßigen und außerplanmäßigen 
Haushaltsausgaben, die zur Deckung der Fehl- 
beträge aus Vorjahren und zur Verminderung 
des Anleihebedarfs bestimmt waren, sind im 
Abschluß der Bundeshaushaltsrechnung 1953 
dar gestellt (S. 16 bis 19). Damit ist eine vom 
Bundesrechnungshof erhobene Forderung er- 
füllt (vgl. Bemerkungen 1952 S. 8 Nr. 9 letzter 
Absatz). 


7. Rechnungsergebnis des außerordentlichen Haushalts (ohne ERP-Mittel) für das Rechnungsjahr 1953 



Einnahme 

DM 

Ausgabe 

DM 

a) Nach dem Bundeshaushaltsplan für das 
Rechnungsjahr 1953 beträgt das Haus- 
haltssoll 

2 362 956 800 — 

2 362 956 800,— 

b) Hinzu treten die aus dem Rechnungsjahr 

1952 übernommenen Haushaltsreste mit . 

115 930 596,24 

406 925 762,12 

c) Summe der Sollbeträge und der aus dem 
Rechnungsjahr 1952 übernommenen Haus- 
haltsreste 

2 478 887 396,24 

2 769 882 562,12 

d) Nach der Bundeshaushaltsrechnung 1953 
betragen die Isteinnahmen und die Istaus- 
gaben 

2 185 508 644,692) 

2 185 508 644,69 

e) Hinzu treten die am Schluß des Rech- 
nungsjahres 1953 verbliebenen Haushalts- 
reste, die auf das Rechnungsjahr 1954 über- 
tragen sind und das Rechnungsjahr 1953 
wie wirklich entstandene Einnahmen und 
Ausgaben entlasten oder belasten, mit . . 

16 688 622,80 

483 244 873,85 


f) Summe der Istbeträge und der am Schluß 
des Rechnungsjahres 1953 verbliebenen 

Haushaltsreste 2 202 197 267,49 2 668 753 51 8,54 


A 11 m c r k u n g 

“) In dem Betrag sind die aus der Rechnung des ordentlichen Haushalts in die Rechnung des außerordentlidien Haushalts 
(ohne ERP-Mittel) übertragenen 934 453 583,44 DM enthalten (vgl. S. 7 Nr. 6 a). 
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Einnahme 

DM 


Ausgabe 

DM 


g) Gegenüber der Summe der Sollbeträge und 
der aus dem Rechnungsjahr 1952 über- 
nommenen Haushaltsreste (c) beträgt die 

Mindereinnahme/Minderausgabe .... — 276 690 128,75 + 101 129 043,58 

h) Mithin Fehlbetrag des Rechnungsjahres 

1953 (§§ 75, 77 RHO) — 175 561 085,17 DM-^} 

Diese Beträge wurden dadurch ermittelt, daß die Einnahmen und Ausgaben des Kapitels A 24 04 
(ERP-Sondervermögen) von den Abschlußsummen des außerordentlichen Haushalts abgesetzt wurden 
(S. 12/13, 1318/19 und 1324/25 der Bundeshaushaltsrechnung 1953). Es wäre zweckmäßig gewesen, 
die Abschnitte „außerordentlidier Haushalt (ohne ERP-Mittel)“ und „außerordentlicher Haushalt 
(ERP-Mittel)“ in der Gesamtrechnung (Zusammenstellung und Übersicht) getrennt aufzustellen. 

Der Fehlbetrag ist im wesentlichen dadurch entstanden, daß der Bundesminister der Finanzen 
mit Rücksicht auf die Kassenlage des Bundes sowie auf die Einsparungen beim Verteidigungsbeitrag 
keine Anleihen aufgelegt hat. Ohne den Beitrag des ordentlichen Haushalts an den außerordentlichen 
Haushalt (ohne ERP-Mittel) — vgl. S. 7 Nr. 6 a) — hätte sich beim außerordentlichen Haushalt (ohne 
ERP-Mittel) ein Fehlbetrag von 175 561 085,17 -F 934 453 583,44 = 1 110 014 668,61 DM ergeben. Für 
die Einstellung des noch ungedeckten Fehlbetrages von 175 561 085,17 DM gelten die Ausführungen 
auf S. 6 Nr. 5 h). 


8. Rechnungsergebnis des außerordentlichen Haushalts (ERP-Mittel) für das Rechnungsjahr 1953 


a) Nach dem Bundeshaushaltsplan (Kapitel 

A 24 04) für das Rechnungsjahr 1953 be- 
trägt das Haushaltssoll 

b) Hinzu treten die aus dem Rechnungsjahr 
1952 übernommenen Haushaltsreste mit . 

c) Summe der Sollbeträge und der aus dem 

Rechnungsjahr 1952 übernommenen Haus- 
haltsreste 


Anmerkung 

^) Das sind die am Schluß des Rechnungsjahres 1953 ver- 
bliebenen Haushaltsrcste nach e) mit 


vermindert um die aus dem Rechnungsjahr 1952 über- 
nommenen Haushaltsrcste nach b) mit 


Einnahme 

Ausgabe 

DM 

DM 


871 670 000,— 

871 670 000,— 

721 227 262,33 

727 025 098,10 

1 592 897 262,33 

1 598 695 098,10 


483 244 873,85 DM Ausgabercste 
— - 16 688 622,80 DM Einnahmereste 

466 556 251,05 DM Ausgabereste, 

406 925 762,12 DM Ausgabereste 
— 115 930 596,24 DM Einnahmereste 

290 995 165,88 DM Ausgabereste 

-- 175 561 085,17 DM Ausgabereste 
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Einnahme 

DM 

Ausgabe 

DM 

d) Nach der Bundeshaushaltsrechnung 1953 
(Kapitel A 24 04) betragen die Isteinnah- 
men und Istausgaben 

(mithin kassenmäßige Mehreinnahme: 
202 209,49 DM) 

1 120 753 593,45 

1 120 551 383,96 

e) Hinzu treten die am Schluß des Rech- 
nungsjahres 1953 verbliebenen Haushalts- 
reste, die auf das Rechnungsjahr 1954 
übertragen sind und das Rechnungsjahr 
1953 wie wirklich entstandene Einnahmen 
und Ausgaben entlasten oder belasten, mit 

551 028 827,45 

551 029 379,25 

f) Summ der Istbeiträge und der am Schluß 
des Rechnungsjahres 1953 verbliebenen 
Haushaltsreste 

1 671 782 420,90 

1 671 580 763,21 

g) Gegenüber der Summe der Sollbeträge und 
der aus dem Rechnungsjahr 1952 über- 
nommenen Haushaltsreste (c) beträgt die 
Mehreinnahme/Mehrausgabe 

+ 78 885 158,57 

— 72 885 665,11 

h) Mithin Übersdiuß des Rechnungsjahres 
1953 (§§ 75, 77 RHO) 

+ 

5 999 493,46 DM^) 


Nach der Anmerkung ergibt sich der rech- 
nungsmäßige Überschuß ides Rechnungsjahres 
1953 aus der kassenmäßigen Mehreinnahme 
und dem Unterschiedsbetrag zwischen den 
Haushaltsresten des Rechnungsjahres 1953 und 
denen des Rechnungsjahres 1952. Die 1952 ver- 
bliebenen Haushaltsreste sind in die Rechnung 
des Rechnungsjahres 1953 dadurch über gegan- 
gen, daß sie dem Haushaltssoll der einzelnen 
Titel für 1953 hinzugerechnet wurden. Sie 
haben sich auf die Höhe der am Schluß des 
Rechnungsjahres 1953 verbliebenen Haushalts- 


reste und damit auch auf den rechnungsmä- 
ßigen Überschuß des außerordentlichen Haus- 
halts (ERP-Mittel) am Schluß des Redinungs- 
jahres 1953 ausgewirkt. Auf den Abschnitt II 
C/2c des Vorberichts zur Bundeshaushalts- 
rechnung 1953 wird hingewiesen (S. XLII). Die 
kassenmäßige Mehreinnahme von 202 209,49 
DM war am Schluß des Rechnungsjahres 1953 
bei den Verwahrungen nachgewiesen. Über Ihre 
Verwendung wird der Bundesrechnungshof in 
seinen Bemerkungen zu der Bundeshaushalts- 
rechnung 1954 berichten. 


Anmerkung 

Das ist die sich aus dem Unterschied zwischen den nach d) 
ausgewiesenen Isteinnahmen .... 1 120 753 593,45 DM 
und Istausgaben . . . 1 120 551 383,96 DM 

ergebende kassenmäßige Mehreinnahme von 202 209,49 DM, 

vermindert um die am Schluß des Rechnungsjahres 1953 ver- 
bliebenen Haushaltsreste nach e) mit 551 029 379,25 DM Ausgabereste 

— 551 028 827,45 DM Einnahmercste 

551,80 DM Ausgabereste, 
201 657,69 DM 

vermehrt um die aus dem Rechnungsjahr 1952 übernom- 
menen Haushaltsreste nach b) mit 727 025 098,10 DM Ausgabereste 

— 721 227 262,33 DM Einnahmereste 

5 797 835,77 DM Ausgabereste, 
5 999 493,46 DM Überschuß 


verbleiben wie oben 



Vom Rechnungsjahr 1954 an werden die 
Einnahmen und Ausgaben des ERP-Sonder- 
vermögens in einem Wirtschaftsplan veran- 
schlagt (Gesetz über die Verwaltung des ERP- 
Sondervermögens vom 31. August 1953). 

9. Der gegenwärtig noch ungedeckte Fehlbetrag 
des Rechnungsjahres 1953 — ordentlidier 
Haushalt und außerordentlicher Haushalt (ohne 
ERP-Mittel) — beträgt: 


nach S. 6 Nr. 5 k) . . 

nadi S. 9 Nr. 7 h) . . 

zusammen 

Aus dem Rechnungs- 
jahr 1949 sind noch 
ungedeckt (vgl. S. 5 
Nr. 2 der Bemerkun- 
gen 1949/1950) . . . 

Aus dem Rechnungs- 
jahr 1950 sind noch 
ungedeckt (vgl. S. 8 
Nr. 3 der Bermerkun- 
gen 1949/1950) . . . 

Der Unterschied zu 
dem dort genannten 
Betrag von 
188 571 934,18 DM ist 
durch Abrundung ent- 
standen. 

Aus dem Rechnungs- 
jahr 1951 sind noch 
ungedeckt (vgl. S. 10 
Nr. 11 der Bemerkun- 
gen 1951) . . . . 

Aus dem Rechnungs- 
jahr 1952 sind noch 
ungedeckt (vgl. S. 9 
Nr. 12 der Bemerkun- 
gen 1952) . . . . 

Insgesamt sind mithin 
aus den Rechnungs- 
jahren 1949 — 1953 
noch zu decken . . 


333 239 327,29 DM 
175 561 085,17 DM 

508 800 412,46 DM 


130 208 317,90 DM. 


188 571 948,52 DM 


340 488 722,87 DM 


258 732 287,98 DM 


1 426 801 689,73 DM. 


Die Summe der ungedeckten Fehlbeträge hatte 
sich Inzwischen nach dem Abschluß der Bun- 
deshaushaltsrechnung 1954 um rd. 924 Mio 
DM auf rd. 2 351 Mio DM erhöht; davon ent- 
fielen rd. 1 640 Mio DM auf den ordentlichen 
und rd. 711 Mio DM auf den außerordentlichen 
Haushalt. Der Betrag von rd. 2 351 Mio DM 
setzte sich aus der kassenmäßigen Mehrausgabe 
des ordentlichen Haushalts 1 954 — rd. 226,9 
Mio DM — und den Ausgaberesten von rd. 


2 124,1 Mio DM, die den Rechnungsjahren 
1949 bis 1954 zur Last fallen, zusammen. Die 
kassenmäßige Mehrausgabe 1954 — rd. 226,9 
Mio DM — hat der Bundesminister der Finan- 
zen im Rechnungsjahr 1955 aus ordentlichen 
Einnahmen gedeckt (überplanmäßige Ausgabe 
bei Kapitel 60 02 Titel 999). Der noch unge- 
deckte Fehlbetrag der Rechnungsjahre 1949 bis 

1954 beträgt somit 2 124,1 Mio DM. 

Der Abschluß der Bundeshaushaltsrechnung 

1955 wird die ungedeckten Fehlbeträge weiter 
erhöhen. Nach den vorläufigen Feststellungen 
des Bundesministers der Finanzen wird sich 
der Fehlbetrag dieses Rechnungsjahres auf rd. 
1 133 Mio DM belaufen (rd. 3 072 Mio DM 
kassenmäßige Mehreinnahmen gegenüber rd. 
4 205 Mio DM dem Rechnungsjahr 1955 zur 
Last fallende Haushaltsreste; der Betrag der 
Haushaltsreste steht noch nicht endgültig fest). 
Die Gesamtsumme der ungedeckten Fehlbeträge 
am Ende des Rechnungsjahres 1955 würde dann 
rd. 3 257 Mio DM betragen (2 124 Mio DM 
Rechnungsjahre 1949 bis 1954 + 1 133 Mio 
DM Rechnungsjahr 1955). Die Bundeshaus- 
haltspläne für die Rechnungsjahre 1955 und 

1956 sehen Mittel zur Abdeckung der Fehl- 
beträge nicht vor. 

>£• 

10. Die nach der Rechnung des außerordentlichen 
Haushalts für das Rechnungsjahr 1952 zu über- 
nehmenden Bestände (vgl. § 78 RHO), und 
zwar 

— 1 007 726 526,06 DM der Rechnung des 

außerordentlichen 
Haushalts (ohne 
ERP-Mittel) für das 
Rechnungsjahr 1952 
und 

5 797 835,77 DM der Rechnung des 
außerordentlichen 
Haushalts (ERP-Mit- 
tel) für das Rech- 
nungsjahr 1952, 

sind ordnungsmäßig in die Bundeshaushalts- 
rechnung 1953 übertragen worden. 

Die Rechnung des ordentlichen Haushalts 
für das Rechnungsjahr 1952 war kassenmäßig 
ausgeglichen; ein Bestand war deshalb in die 
Bundeshaushaltsrechnung 1953 nicht zu über- 
nehmen. 

Die der Bundeshauptkasse im Laufe des 
Rechnungsjahres 1953 als Betriebsmittel über- 
wiesenen Geldbestände (vgl. § 78 RHO) und 
die Betriebsmittelrücklage von 7,3 Mio DM 
sind in der Anlage XII zur Bundeshaushalts- 
rechnung 1953 nachgewiesen (S. 1995 bis 1998). 


11 



11. Die Haushaltsüberschreitungen des Rechnungs- 
jahres 1953 (über- und außerplanmäßige Aus- 
gaben) sind in der Anlage I zur Bundeshaus- 
haltsrechnung 1953 nachgewiesen (S. 1655 bis 
1812). Sie betragen beim ordentlichen Haushalt 
5 250 032 430,46 DM, das sind rd. 21 v. H. 
des Haushaltssolls (rd. 24 615 Mio DM). Die 
größeren Posten sind im Vorberidit zur Bun- 
deshaushaltsrechnung dargestellt (S. XXXVI bis 
XXXVIII). Von den Überschreitungen entfal- 
len 1 863 Mio DM auf den am Schluß des Rech- 
nungsjahres 1953 vorhandenen Überhang an 
Besatzungskosten und Auftragsausgaben im 
Bundesgebiet, den der Bundesminister der Fi- 
nanzen dem Sonder^konto 10/112 bei der Bank 
deutscher Länder zugeführt hat (Kapitel 60 02 
hinter Titel 399, Anlage I S. 1802; vgl. S. 7 
Nr. 6 c). Ferner sind rd. 1 942 Mio DM ver- 
wendet worden, um Fehlbeträge des außer- 
ordentlichen Haushalts 1953 und 1951 ganz 
oder teilweise zu decken (Kapitel 60 02 hinter 
Titel 999 und Kapitel 60 02 Titel 999, Anlage I 
S. 1808 und 1809; vgl. S. 7 Nr. 6 a und b). Die 
restlichen Überschreitungen betragen rd. 1 445 
Mio DM, das sind rd. 6 v. H. des Haushalts- 
solls. 

In den Überschreitungen sind rd. 152 Mio 
DM Vorgriffe enthalten, die aus der nächsten 
Bewilligung für den gleidien Zweck vorweg 
zu decken sind (§§ 30 Abs. 3, 73 Abs. 1 RHO). 
Die Ausgaben sind im Rechnungsjahr 1953 ge- 
leistet worden; sie belasten Jedoch nicht den 
Rechnungsabschluß dieses RedinungsJahres,)Son- 
dern den des Rechnungsjahres 1954. 

Der Bundesrechnungshof hat eine Sammel- 
bemerkung zu über- und außerplanmäßigen 
Haushaltsausgaben sowie zu Haushaltsvorgrif- 
fen aufgestellt (vgl. S. 22 Nr. 26 ff.); wegen der 
außerplanmäßigen Haushaltsausgaben im au- 
ßerordentlichen Haus'halt wird auf S. 23 Nr. 30 
hingewiesen. 

* 

12. Die in der Bundeshaushaltsrechnung 1953 auf- 
geführten Beträge stimmen mit denjenigen 
überein, die in den Kassenredinungen für das 
Rechnungsjahr 1953 als Einnahmen und Aus- 
gaben nachgewiesen sind. Der Bundesrech- 
nungshof hat — von unwesentlichen Einzel- 
fällen abgesehen — keine Beträge festgestellt, 
die nicht ordnungsmäßig belegt waren. 

13. Die Kassenrechnung des Bundesrechnungshofes 
(Einzelplan 20) ist von seinem Präsidenten ge- 
prüft worden (§ 88 Abs. 4 RHO). Er hat fest- 
gestellt, daß die bei Einzelplan 20 der Bundes- 
haushaltsrechnung 1953 aufgeführten Beträge 
mit denjenigen übereinstimmen, die in der 


Kassenrechnung des Einzelplans 20 für das 
Rechnungsjahr 1953 als Einnahmen und Aus- 
gaben nachgewiesen sind. Sie sind ordnungs- 
mäßig belegt. 

Druck- und Darstellungsfehler 

14. Der Bundesrechnungshof hat in der Bundes- 
haushaltsrechnung 1953 die in der Anlage 1 
(S. 32) zusammengestellten Druck- und Darstel- 
lun^gsfehler festgestellt. Sie haben das Rech- 
nungsergebnis nicht beeinflußt. 


III. Bemerkungen nach § 107 
Abs. 1 Nr. 2 und 3 RHO 

a) Frührere Rechnungsjahre 

An die Stelle des Einzelvorbehalts Nr. 1 zur 
Bundeshaushaltsrechnung 1949 (Anlage 2 zu 
den Bemerkungen 1949/1950 S. 34), der Ein- 
zelvorbehalte Nr. 4 und 5 zur Bundeshaushalts- 
rechnung 1950 (Anlage 2 zu den Bemerkun- 
gen 1949/1950 S. 35) sowie der Einzelvorbe- 
halte Nr. 8 und 10 zur Bundeshaushaltsrech- 
nung 1951 (Anlage 2 zu Nr. 39 der Bemer- 
kungen 1951 S. 37) treten folgende Bemerkun- 
gen: 

Einzelplan VI — Bundesministerium des 
Innern — 

Ordentlicher Haushalt 
Rechnungsjahr 1949 
Fortdauernde Ausgaben 
Kapitel 2 — Statistisches Bundesamt 

Titel 35 — Für die Durchführung der Arbei- 

ten der Arbeitsgemeinschaft für 
Raumforschung 

Rechnungsjahre 1950 und 1951 
Einnahmen und fortdauernde Ausgaben 
Kapitel 14 — Institut für Raumforschung 
Sämtliche Einnahme- und Ausgabetitel 

15. Der Vorsitzende des Instituts für Raumfor- 
schung hatte den Geschäftsführer des Instituts 
bevollmächtigt, einen Kredit bis zu 15 000 DM 
in Anspruch zu nehmen. Mit dem Kredit soll- 
ten Wohnungen für Angehörige des Instituts 
beschafft werden; er sollte aus Spenden von 
Kreisen, die an der Raumforschung interessiert 
waren, abgedeckt werden. Im März 1950 hat 
das Institut ohne Genehmigung der Bundes- 
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minister des Innern und der Finanzen ein Giro- 
konto bei einer Sparkasse einrichten lassen und 
den Kredit in Anspruch genommen. Das Insti- 
tut hat über dieses Konto Haushaltseinnahmen 
und -ausgaben abgewickelt, die damit nicht in 
der Bundeshaushaltsrechnung nadigewiesen 
worden sind; auch hat es außerplanmäßig Aus- 
gaben geleistet, ohne die vorherige Zustim- 
mung des Bundesministers der Finanzen ein- 
zuholen. 

Als der Bundesminister des Innern die Be- 
hörden seines Geschäftsbereichs in einem Rund- 
schreiben vom 6. Februar 1951 anwies, ohne 
Genehmigung unterhaltene Konten sofort auf- 
zulösen, Ist das Institut der Weisung nicht nach- 
gekommen; es hat berichtet, daß solche Kon- 
ten nicht bestehen. Auf Grund einer Prüfung 
der Vorprüfungsstelle hat der Bundesminister 
des Innern am 19. November 1951 die Auflö- 
sung des Kontos veranlaßt. Die an diesem Tage 
bestehende Forderung der Sparkasse von 
7 084,23 DM ist vom Bund beglichen und als 
Vorschuß gebucht worden; er hat sich um eine 
nachträgliche Einnahme von 925 DM verrin- 
gert. Die verbleibenden 6 159,23 DM sind im 
Rechnungsjahr 1954 auf Bundeshaushaltsmittel 
übernommen worden (Kapitel 06 14 Titel 299 
— Vermischte Verwaltungsausgaben — ). 

Um den dem Bund entstandenen Schaden zu 
ermitteln, sind dem Betrag von 6 159,23 DM 
zunächst die Zahlungen hinzugerechnet wor- 
den, die nicht als Haushaltseinnahmen des 
Bundes gebucht, sondern unzulässigerweise zur 
Abdeckung des Kredits verwendet worden 
sind. Es handelte sich um die Erstattung eines 
Teilhonorars, das das Institut für einen For- 
schungsauftrag gezahlt hatte, und um die Ein- 
zahlung für eine Leistung des Instituts. Von 
der errechneten Summe sind die Beträge für 
Trennungsentschädigung abgesetzt worden, die 
der Bund voraussichtlich hätte aufwenden müs- 
sen, wenn das Institut keine Wohnungen aus 
Mitteln des Kontos beschafft hätte. Es hat sich 
hiernach ein Schaden für den Bund von 
4 135,23 DM ergeben. Der Betrag entspricht 
der Summe der unzulässigen Ausgaben, die 
über das Konto geleistet worden sind (Mehr- 
kosten für den Kauf eines Dienstkraftwagens, 
Repräsentationsausgaben, Ausgaben für persön- 
liche Zwecke, für Zinsen und Gebühren). Er 
ist dem Bund durch Einbehaltung von Dienst- 
bezügen und durch Barzahlung erstattet wor- 
den. Damit haben die Bundesminister der Fi- 
nanzen und des Innern die Angelegenheit mit 
Zustimmung des Bundesrechnungshofes als er- 
ledigt betrachtet. 


Das Institut für Raumforschung hat dadurch, 
daß es das Konto bei der Sparkasse ohne Ge- 
nehmigung der Bundesminister des Innern und 
der Finanzen errichtet und über dieses Konto 
Haushaltseinnahmen und -ausgaben des Bun- 
des ohne Einschaltung der Kasse und ohne 
Nachweis in der Bundeshaushaltsrechnung ab- 
gewickelt hat, gegen §§ 26 Abs. 2, 33 Abs. 1, 
69 Abs. 1 RHO, §§ 1, 4 Abs. 1 Satz 1, 26 
Abs. 1 RKO verstoßen. 

Nachdem der Schaden gedeckt war, hat der 
Bundesrechnungshof gefordert, daß die über 
das Konto bewirkten Einzahlungen und Aus- 
zahlungen nachträglich als Haushaltseinnahmen 
und -ausgaben rechnungsmäßig nachgewiesen 
werden. Das ist inzwischen geschehen. 

Der Gesdiäftsführer des Instituts war Be- 
amter zur Wiederverwendung — z. Wv. — ; er 
wurde im Angestelltenverhältnis beschäftigt. 
Dieses Dienstverhältnis ist gelöst worden. In 
seiner Eigenschaft als Beamter z. Wv. war ein 
förmliches Dienststrafverfahren gegen ihn ein- 
geleitet. Die zuständige oberste Landesbehörde 
hat den Geschäftsführer auf seinen Antrag aus 
dem Beamtenverhältnis entlassen; dadurch hat 
sich das Dienststrafverfahren erledigt. 

16. Das Institut für Raumforschung hat am 4. Sep- 
tember 1949 einen Dienstkraftwagen ange- 
schafft, der für die Zwecke des Instituts aus- 
gereicht hat. Dennoch hat der Vorsitzende des 
Instituts am 5. Oktober 1949 anerkannt, daß 
der Geschäftsführer seinen eigenen neuen 
Kraftwagen überwiegend im Interesse des 
Dienstes angeschafft habe. Mit diesem Wagen 
hat der Geschäftsführer in den Rechnungsjah- 
ren 1949 bis 1951 rd. 70 000 km dienstlich zu- 
rückgelegt. Die Vergütung für anerkannt pri- 
vateigene Kraftfahrzeuge Ist höher als die für 
nicht anerkannte. Nach den für das Vereinigte 
Wirtschaftsgebiet geltenden Vorschriften war 
es nicht zulässig, die Anerkennung auszuspre- 
chen (Anordnung des Personalamts der Verwal- 
tung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes vom 
16. Dezember 1948). 

Der Vorsitzende des Instituts hat einen Ver- 
gütungssatz festgesetzt, der im Rechnungsjahr 
1949 unter und in den Rechnungsjahren 1950 
und 1951 über dem für anerkannt privateigene 
Kraftfahrzeuge zulässigen Satz lag. Das Institut 
hat die Vergütung bei 6 verschiedenen Titeln 
gebucht, um — wie es angibt — die Kosten der 
einzelnen Forschungsaufträge geschlossen nach- 
zuweisen. 

Die dem Bund durch die unzulässige Aner- 
kennung des Privatwagens und die unzutref- 
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fende Festsetzung der Vergütung erwachsenen 
Mehrausgaben betragen rd. 5370 DM. 

Es liegen Verstöße gegen die §§ 26 und 43 
RHO sowie gegen die Anordnung des Perso- 
nalamts der Verwaltung des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes vom 16. Dezember 1948 vor. 

Das Institut für Raumforschung hat dazu er- 
klärt, daß es das Anerkenntnis ausgesprochen 
habe, weil der Privatwagen neben dem Dienst- 
wagen gebraucht worden sei. 

Der Bundesrechnungshof hat diese Begrün- 
dung nicht als stichhaltig anerkennen können. 
Er hat vom Bundesminister des Innern gefor- 
dert, das Erforderliche zur Abdeckung der dem 
Bund entstandenen Mehrausgaben zu veranlas- 
sen. Bis jetzt sind dem Bund noch keine Er- 
satzleistungen zugeflossen. 

'!• 

An die Stelle des Einzelvorbehalts Nr. 10 
zur Bundeshaushaltsrechnung 1952 (Anlage 2 
zu Nr. 44 der Bemerkungen 1952 S. 37) tritt 
folgende Bemerkung: 

Einzelplan VI — Bundesministerium des 
Innern — 

Ordentlicher Haushalt 
Fortdauernde Ausgaben 

Kapitel 9 — Bundesamt für Verfassungsschutz 
Titel 19 — Reisekosten 

17. Zu Beginn des Rechnungsjahres 1952 hat das 
Bundesamt für Verfassungsschutz zwei unper- 
sönliche Dauerfahrkarten II. Klasse zum Preise 
von 4872 DM gekauft, die für alle Bahnstrek- 
ken der Deutschen Bundesbahn galten. In meh- 
reren Fällen haben Bedienstete der Verwal- 
tungsabteilung des Amtes bei Dienstreisen 
Dienstkraftwagen benutzt, obwohl die Dauer- 
fahrkarten verfügbar waren. Aus den Rech- 
nungsbelegen geht nicht hervor, daß die Be- 
nutzung der Dienstkraftwagen notwendig war. 

Der Bundesrechnungshof hat die Ausgaben 
beanstandet. Er hält es im Interesse einer spar- 
samen und wirtschaftlichen Haushaltsführung 
nicht für zulässig, daß Dienstkraftwagen be- 
nutzt werden, wenn Dauerfahrkarten zur Ver- 
fügung stehen, es sei denn, daß besondere Um- 
stände es im Einzelfall erfordern (Nr. 23 Abs. 1 
ABzRKG). 

Zu den Beanstandungen des Bundesrech- 
nungshofes hat idas Bundesamt für Verfassungs- 
schutz u. a. ausgeführt, daß Dienstreisen im 
Rechnungsjahr 1952 ohne schriftliche Antrag- 


stellung genehmigt und daß Aufzeichnungen 
darüber nicht geführt worden seien. Nach 2 
bis 2 V 2 Jahren sei es unmöglich festzustellen, 
warum nicht an Stelle eines Dienstkraftwagens 
die Deutsche Bundesbahn als das billigere Ver- 
kehrsmittel gewählt und warum nicht eine zur 
Verfügung stehende Dauerfahrkarte benutzt 
worden sei. Die Verwaltungsabteilung sei im 
Rechnungsjahr 1952 stark unterbesetzt gewe- 
sen; ein etwa entstandener Schaden sei durch 
die eingesparten Personalkosten mehrfach aus- 
geglichen. Mit Wirkung vom 1. April 1954 sei 
angeordnet worden, daß der eine Dienstreise 
beantragende Bedienstete zu klären habe, ob 
eine Dauerfahrkarte des Amtes verfügbar sei. 

Der Bundesminister des Innern hat sich in 
der Mehrzahl der Fälle den Standpunkt des 
Bundesrechnungshofes zu eigen gemadit und die 
Ausführung der Dienstreisen mit dem Kraft- 
wagen nicht für erforderlich gehalten. Er hat 
jedoch im Hinblick auf die unzureichende per- 
sonelle Besetzung des Amtes in den Aufbau- 
jahren gebeten, von einer Rückforderung der 
entstandenen Mehrkosten äbzusehen, und dar- 
auf hingewiesen, daß die Stelle des leitenden 
Beamten der Verwaltungsabteilung inzwischen 
anders besetzt worden ist. Es erscheine auch un- 
billig, den Ersatz der Mehrkosten von den Be- 
amten zu verlangen, welche die Dienstreisen 
unter damals schwierigen Verhältnissen ausge- 
führt hätten. Die Rückforderung würde bei 
der gegebenen Sachlage für die Beamten eine 
nicht zumutbare Härte bedeuten. 

Der Bundesrechnungshof hat diesen Ausfüh- 
rungen nur zum Teil folgen können. Durch eine 
Dienstanweisung hätte dafür Sorge getragen 
werden müssen, daß in erster Linie die Dauer- 
fahrkarten für Dienstreisen in Anspruch zu 
nehmen waren. Das Bundesamt für Verfas- 
sungsschutz hat auch während des Prüfungs- 
verfahrens keine als stichhaltig anzuerkennen- 
den Gründe dafür angegeben, warum die vor- 
handenen Dauerfahrkarten nicht benutzt wor- 
den sind. Der Bundesrechnungshof ist der Auf- 
fassung, daß in den von ihm beanstandeten 
Fällen die durch die Benutzung der Dienstkraft- 
wagen entstandenen Mehrkosten vermeidbar 
waren. 

Es liegen Verstöße gegen § 26 Abs. 1 RHO 
und Nr. 23 Abs. 1 der ABzRKG vor. 

Der Bundesrechnungshof hat gefordert, daß 
die Frage der Erstattung der Mehrausgaben, 
die durch die Benutzung der Dienstkraftwagen 
entstanden sind, geprüft wird. 


14 



An die Stelle des Einzelvofbehalts Nr. 11 zur 
Bundeshaushaltsredinung 1952 (Anlage 2 zu 
Nr. 44 der Bemerkungen 1952 S. 37) tritt fol- 
gende Bemerkung: 

Einzelplan VI — Bundesministerium des 
Innern — 

Ordentlidier Haushalt 

Einmalige Ausgaben 

Kapitel E 20 — Bundeskriminalamt 

Titel 10 — Einriditung einer Kantine 

18. Im Redinungsjahr 1952 standen dem Bundes- 
kriminalamt 40 000 DM für die Einrichtung 
einer Kantine zur Verfügung; davon waren 
30 000 DM, der volle Ansatz des Rechnungs- 
jahres 1951, als Haushaltsrest übertragen. Nach 
den Erläuterungen zum Bundeshaushaltsplan 
1951 waren veranschlagt: 

1. Einrichtung einer Küche 

einschließlich aller Geräte 10 000 DM 

2. Beschaffung von 50 Tischen, 

200 Stühlen und sonstigen 
Einrichtungsgegeständen 

3. Beschaffung von Tischwäsche 
(100 Tischdecken usw.) 

4. Beschaffung von Porzellan und 
Glas für 160 Personen 

5. Beschaffung von Bestecken für 

160 Personen 1 500 DM 

6. Beschaffung von Büfettausstattung 

und 1 Kaffeemaschine 1 400 DM 

7. Beschaffung von 2 Kühlschränken 2 600 DM 

8. Beschaffung von Gardinen und 
Übergardinen für 10 Fenster 1 800 DM 

9. Sonstiges 2 200 DM. 

Der Ansatz von 10 000 DM im Bundeshaus- 
haltsplan 1952 war wie folgt erläutert: „Rest- 
betrag zur Erstellung einer Kücheneinrichtung 
für die Gemeinschaftsküche im Bundeskrimi- 
nalamt Wiesbaden. 

Das Bundeskriminalamt hat 39 995,49 DM 
für die Kücheneinrichtung sowie für Geschirr 
und Bestecke verbraucht. Für Einrichtungsge- 
genstände der Kantine (u. a. für Tische, Bänke, 
Sessel, Schränke, Gardinen) hat es ferner 
16 096,37 DM ausgegeben; dieser Betrag ist 
aber bei Einzelplan VI Kapitel E 20 Titel 1 — 
Beschaffung von Büromöbeln und Einrich- 
tung'Sgegenständen — gebucht worden. Fracht- 
kosten in Höhe von 277,80 DM, die anläß- 


lich der Einrichtung der Kantine angefallen 
waren, sind bei Einzelplan VI Kapitel 10 
Titel 11 — Geschäftsbedürfnisse — nachge- 
wiesen worden. 

Der Bundesrechnungshof hat die Buchung 
der Ausgaben von 16 096,37 DM bei Einzel- 
plan VI Kapitel E 20 Titel 1 und von 277,80 
DM bei Einzelplan VI Kapitel 10 Titel 11 be- 
anstandet. Da die Mittel für die Einrichtungs- 
gegenstände bei dem Ansatz für die Einridi- 
tung der Kantine mitveranschlagt waren, hät- 
ten die Ausgaben hierfür auch bei Kapitel E 20 
Titel 10 gebucht werden müssen. 

Das Bundeskriminalamt hat erwidert, daß 
die Räume, in denen Essen und Getränke aus- 
gegeben werden, nicht nur als Aufenthalts- 
räume für Nacht- und Bereitschaftsdienste, 
sondern auch als Besprechungs-, Sitzungs- und 
Tagungsräume benutzt werden. Die Ausgaben 
für ihre Einrichtung in Höhe von 16 096,37 
DM seien daher zutreffend bei Einzelplan VI 
Kapitel 20 Titel 1 gebucht worden. Nur der 
Betrag von 277,80 DM für Frachtkosten sei 
irrtümlich nicht richtig nachgewiesen worden. 
Das Bundeskriminalamt hat sich schließlich 
darauf berufen, daß die aufzählenden Erläu- 
terungen im Bundeshaushaltsplan 1951 und die 
Zahlenangaben für die Verwaltung nicht bin- 
dend seien (§ 6 Abs. 13 RWB). 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes 
ist es nicht zulässig, die für Büromöbel und 
Einrichtungsgegenstände bestimmten Mittel für 
die Kantine zu verwenden, auch wenn ihre 
Räume als Besprechungs- und Tagungsräume 
mitbenutzt werden. Die Verwaltung ist nach 
§ 6 Abs. 13 RWB lediglich von der Bindung 
an die Zahlenangaben in den Erläuterungen, 
nicht aber von der Beachtung des sonstigen 
Inhalts der Erläuterungen, die die Zwechbe- 
stimmung ergänzen, befreit. 

Das Bundeskriminalamt hätte die Ausgaben 
für Einrichtungsgegenstände und Frachtkosten 
nicht bei Kapitel E 20 Titel 1 und bei Ka- 
pitel 10 Titel 11 buchen dürfen, weil die nach 
dem Haushaltsplan bewilligten Beträge nur zu 
dem dort bezeichneten Zweck verwendet wer- 
den dürfen (§ 30 Abs. 1 Satz 1 RHO). Ferner 
mußte es die bei Kapitel E 20 Titel 10 zur 
Verfügung gestellten Mittel so verwalten, daß 
sie zur Deckung aller Ausgaben ausreichten, die 
unter die Zweckbestimmung fielen (§ 32 Satz 1 
RHO). Statt der vorgesehenen 40 000 DM hat 
das Bundeskriminalamt für die Einrichtung der 
Kantine jedoch 56 369,66 DM ausgegeben. Bei 
Kapitel E 20 Titel 10 wäre daher eine Haus- 


7 000 DM 

1 100 DM 

2 400 DM 
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haltsüberschreitung von 16 369,66 DM einge- 
treten, wenn die Ausgaben für Einrichtungs- 
gegenstände und Frachtkosten bei diesem Titel 
gebucht worden wären. 

Es liegen Verstöße gegen die §§ 30 Abs. 1 
Satz 1, 32 Satz 1 und 33 Abs. 1 RHO vor. 

Auf Veranlassung des Bundesrechnungshofes 
hat das Bundeskriminalamt die unrichtige 
Buchung in Höhe von 16 096,37 DM (Aus- 
gaben für Einriditungsgegenstände) im Rech- 
nungsjahr 1955 ausgeglichen. Von einem Aus- 
gleich des Betrages von 277,80 DM (Fracht- 
kosten) ist abgesehen worden. Der Bundes- 
rechnungshof hat es hierbei bewenden lassen. 

An die Stelle des Einzelvorbehalts Nr. 13 zur 
Bundeshaushaltsrechnung 1952 (Anlage 2 zu 
Nr. 44 der Bemerkungen 1952 S. 38) tritt fol- 
gende Bemerkung: 

Einzelplan VIII — Bundesministerium der 
Finanzen — 

Ordentlicher Haushalt 
Fortdauernde Ausgaben 

Kapitel 1 — Bundesministerium der Finanzen 
Titel 1 — Besoldung 

19. Ein Angestellter des Bundesfinanzministeriums 
ist am 19. Mal 1951 zum Regierungsdirektor 
ernannt und mit Wirkung vom 1. Mal 1951 
in eine freie Planstelle seiner Besoldungs- 
gruppe eingewiesen worden. Bis Juli 1951 hat 
er seine Angestelltenvergütung weitererhalten; 
sie überstieg seine später festgesetzten Dienst- 
bezüge als Regierungsdirektor. Dadurch ist eine 
Überzahlung von 1 358 DM elngotreten. Für 
August und September 1951 sind ihm zwar 
angemessene Abschläge auf seine Dienstbezüge 
gewährt worden; sie sind jedoch zunächst un- 
versteuert geblieben. Erst vom 1. Oktober 
1951 an hat der Beamte die ihm nach dem Be- 
soldungsgesetz zustehenden Dienstbezüge er- 
halten. Im Jahre 1952 sind die Abschläge für 
August und September 1951 nachträglich ver- 
steuert worden. Der Bundesminister der Finan- 
zen hat die Steuern nicht von dem Beamten 
eingefordert, sondern aus Bundesmitteln ge- 
zahlt. Dadurch hat sich die Überzahlung von 
1 358 DM auf 2 146 DM erhöht. Auf die Rück- 
forderung dieses Betrages hat der Bundesmini- 
ster der Finanzen verzichtet. 

Er hat auf die Beanstandung des Bundes- 
rechnungshofes erwidert, es sei wegen Arbeits- 


überlastung nicht möglich gewesen, die Ange- 
stelltenvergütung alsbald nach der Ernennung 
des Angestellten zum Beamten umzustellen. 
Inzwischen habe er jedoch Vorsorge getroffen, 
daß sich derartige Überzahlungen nicht wieder- 
holen könnten. Auf die Rückforderung des 
überzahlten Betrages habe er aus Billigkeits- 
gründen verzichtet, vor allem deshalb, weil die 
dem Beamten im Jahre 1948 bei der Einstel- 
lung als Angestellter von der Verwaltung für 
Finanzen des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 
gegebene Zusicherung, ihn als Ministerialrat zu 
übernehmen, wegen einer entgegenstehenden 
Entscheidung des Bundespersonalausschusses 
nicht habe eingehalten werden können. Der 
Beamte sei für sein Amt hervorragend quali- 
fiziert; wegen grundsätzlicher Gegnerschaft zum 
Nationalsozialismus sei er früher nicht In den 
Staatsdienst eingetreten. Zudem habe der Be- 
amte die Überzahlung in gutem Glauben 
empfangen; da er aus der freien Wirtschaft 
komme, habe er angenommen, er erhalte als 
Beamter Bezüge etwa in der Höhe seiner Ver- 
gütung als Angestellter. 

Der Bundesredinungshof hat sich den Aus- 
führungen des Bundesministers der Finanzen, 
der übrigens entgegen der früheren Zusage 
beim Bundespersonalausschuß zunächst die Ge- 
nehmigung zur Einstellung des Angestellten 
nur als Regierungsdirektor beantragt hat, nicht 
anschließen können. Den Beamten dürfen 
Dienstbezüge nur nach den darüber bestim- 
menden Gesetzen bewilligt werden (§ 36 Abs. 1 
RHO). Konnten die Dienstbezüge, die von Mai 
1951 an zu zahlen waren, nicht sofort festge- 
setzt werden, hätten Abschläge ln einer Höhe 
gezahlt werden müssen, die Überzahlungen 
ausschloß. Die auf die Abschläge für August 
und September 1951 entfallenden Steuern hät- 
ten bei der Zahlung einbehalten werden 
müssen. 

Zuviel erhobene Dienstbezüge sind grund- 
sätzlich zurückzuzahlen (Nr. 116 a Abs. 1 BV). 
Von der Rückforderung kann nur abgesehen 
werden, wenn Billigkeitsgründe vorliegen (Nr. 
116 a Abs. 4 BV). Der Bundesrechnungshof 
vermag solche Billigkeitsgründe nicht zu er- 
kennen. Daß der Bundesminister der Finanzen 
die seinerzeit abgegebene Zusicherung, den Be- 
diensteten als Ministerialrat zu übernehmen, 
nicht elnhalten konnte, rechtfertigt den aus- 
gesprochenen Verzicht nicht. Die Zusicherung 
verstieß im übrigen gegen den Grundsatz, daß 
Beamte regelmäßig in der Eingangsgruppe 
ihrer Laufbahn anzustellen sind. Die Qualifi- 
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kation des Beamten und seine Gegnerschaft 
zum Nationalsozialismus hatte bereits der 
Bundespersonalausschuß berücksichtigt, als er 
— entgegen der Regel — der Übernahme in 
die zweite Beförderungsgruppe der höheren 
Laufbahn zustimmte. Ein Bediensteter in der 
Stellung des Zahlungsempfängers mußte im 
übrigen wissen, daß Beamte ausschließlich 
nach den Vorschriften des Besoldungsrechts ab- 
gefunden werden und daß die Vergütungen 
der Angestellten von den Bezügen der Beamten 
regelmäßig mehr oder weniger stark abweichen. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundes- 
minister der Finanzen darauf hingewiesen, daß 
von der durch Nr. 116 a Abs. 4 BV gegebenen 
Ermächtigung, auf die Rückforderung zu ver- 
zichten, nicht mit dem Ziele Gebrauch gemacht 
werden darf, einen Ausgleich für Tatbestände 
zu schaffen, die bei der Bemessung der Besol- 
dung nicht berücksichtigt werden können. 

Es liegt ein Verstoß gegen § 36 Abs. 1 RFiO 
und Nr. 116 a Abs. 1 und 4 BV vor. 

Der Verzicht hat die Wirkung, daß der 
überzahlte Betrag auch von den für die Über- 
zahlung verantwortlichen Beamten nicht ein- 
gefordert werden kann. Nach Auffassung des 
Bundesrechnungshofes hat der Beamte, der den 
Verzicht auf die Rückforderung ausgesprochen 
hat, den Rahmen des pflichtgemäßen Ermes- 
sens überschritten und damit schuldhaft seine 
Amtspflichten verletzt. Der Bundesminister der 
Finanzen hat dieser Auffassung widersprochen. 

jf- 

An die Stelle des Einzelvorbehalts Nr. 22 zur 
Bundeshaushaltsrechnung 1952 (Anlage 2 zu 
Nr. 44 der Bemerkungen 1952 S. 38) tritt fol- 
gende Bemerkung: 

Einzelplan XI - Bundesministerium für Arbeit - 

Ordentlicher Fiaushalt 

Fortdauernde Ausgaben 

Kapitel 1 a — Arbeitslosenhilfe 

Titel 33 — Darlehen und Zuschüsse zu Ar- 

beitsbeschaffungsmaßnahmen 
für Arbeitslosenfürsorgeunter- 
stützungsempfänger 

20. Nach dem Sofortprogramm zur Arbeitsbeschaf- 
fung (Gesetz vom 27. Dezember 1951) trug 
die Bundesanstalt die Kosten der verstärkten 


Förderung unter der Voraussetzung, daß sidi 
das Land, in dessen Bereich das jeweilige Ar- 
beitsvorhaben durchgeführt wurde, in gleicher 
Fiöhe an diesen Kosten beteiligte. Der Bund 
hatte zu den Kosten der verstärkten Förderung 
im Rahmen des Sofortprogramms nichts bei- 
zutragen. Das Land Schleswig-Fiolstein hat 
seine Anteile an den Kosten für die verstärkte 
Förderung von Arbeitsvorhaben des Sofort- 
programms in Fiöhe von 10,5 Mio DM nidat 
aufbringen können. Um die Weiterführung 
der Arbeiten zu sichern, hat der Bundesmini- 
ster für Arbeit den Betrag als Zusdiuß an das 
Land gezahlt und die Ausgabe bei Kapitel 1 a 
Titel 33 nachgewiesen. Der darauf zurückzu- 
führenden Übersdareitung des Titels um 
7 220 570,16 DM hat der Bundesminister der 
Finanzen zugestimmt. 

Der Bundesrechnungshof hat die Buchung 
der Ausgabe bei diesem Titel beanstandet. Er 
hat dazu ausgeführt, der Bundesminister für 
Arbeit hätte aus den Mitteln nur Ausgaben für 
die Grundförderung, nicht aber für die ver- 
stärkte Förderung der Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen — auch nicht im Rahmen des 
Sofortprogramms — leisten dürfen (§ 30 Abs. 1 
Satz 1 RFiO). Das gehe zwar nicht aus der 
Zweckbestimmung hervor, ergebe sich aber 
aus den Erläuterungen. 

Die Bundesminister für Arbeit und der 
Finanzen haben dazu ausgeführt, daß die Ge- 
währung des Zuschusses aus dem Titel nach 
ihrer Ansicht zulässig gewesen sei. Der Bundes- 
minister der Finanzen, dessen Ausführungen 
sich der Bundesminister für Arbeit angeschlos- 
sen hat, kommt zwar der Auffassung des Bun- 
desrechnungshofes näher, da nach seiner Mei- 
nung die Erläuterungen zu dem Titel für die 
Vermutung sprächen, die Mittel seien in der 
Erwartung errechnet und bewilligt worden, 
daß sie nur für die Grundförderung gebraucht 
würden. Da aber eine derartige Einschränkung 
nicht in die Zweckbestimmung aufgenommen 
worden sei, halte er die Verwendung eines 
Teils des Ansatzes für die verstärkte Förderung 
für vertretbar; zwingende Vorschriften, die 
der Gewährung eines Zuschusses zur verstärk- 
ten Förderung entgegenständen, seien ihm nicht 
bekannt. 

Der Bundesrechnungshof kann die Auffas- 
sung der Bundesminister für Arbeit und der 
Finanzen nicht teilen. Die Ausführungen in der 
Erläuterungsspalte müssen zur Auslegung der 
Zweckbestimmung herangezogen werden, wenn 
sie Zweifel zuläßt und anzunehmen ist, daß die 
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Angaben in der Erläuterungsspalte für die Be- 
willigung entscheidend gewesen sind. Im vor- 
liegenden Falle wurde der ursprüngliche Ansatz 
des Titels — 60 Mio DM — durdi das Nach- 
tragshaushaltsgesetz 1952 um die Hälfte ge- 
kürzt. In den Erläuterungen heißt es: 

„Der Minderbedarf beruht darauf, daß das 
aus Mitteln der Bundesanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung durch- 
zuführenden Sofortprogramm zur Arbelts- 
losenverslcherun^g erst im Rechnunigsjahr 1952 
zur vollen Auswirkung kommt und neben den 
aus diesen Mitteln und den zusätzlichen Landes- 
mitteln finanzierten Notstandsarbeiten die nur 
mit der Grundförderung aus Alfu-Mitteln ge- 
förderten Maßnahmen zurückgehen.“ 

Daraus ergibt sich, daß die Mittel bei Titel 33 
nur für die Grundförderung vorgesehen waren. 

Es liegen Verstöße gegen §§ 30 Abs. 1 Satz 1, 
74 RHO vor. Der Betrag von 10,5 Mio DM 
hätte als außerplanmäßige Haushaltsausgabe 
nachgewiesen werden müssen. Der Bundes- 
rechnungshof erkennt das Vorliegcn eines un- 
vorhergesehenen und unabweisbaren Bedürf- 
nisses dafür an. Es handelt sich um eine nicht 
mehr ausgleichsfähige Titelverwechslung (§ 67 
Abs. 2 RHO). 


b) Rechnungsjahr 1953 

Einzelplan 08 — Bundesminister der 
Finanzen — 

Ordentlidier Haushalt 

Kapitel 08 06 — Bundesvermögen- und Bun- 
desbauverwaltung 

Fortdauernde Ausgaben 

Titel 200 — Geschäftsbedürfnisse 

21. Eine Oberfinanzdirektion — Bundesvermögens- 
und Bauabteilung — hat am 23., 24. und 25. 
März 1954 für ihre Bundesvermögensstellen 
größere Mengen Büromaterial im Gesamtbe- 
träge von 8 635,27 DM beschafft. Der Betrag 
ist am 10. April 1954 verausgabt worden. Die 
zugewiesenen Mittel sind dadurch bis auf 
rd. 470 DM verbraucht worden. 

Der Bundesrechnungshof hat die Ausgabe 
unter Hinweis darauf beanstandet, daß im ab- 
laufenden Rechnungsjahr unverbraucht geblie- 


bene Ausgabemittel nicht zu unangemessenen 
Vorratsbeschaffungen verwendet werden dürfen. 

Die Oberfinanzdirektion hat hierzu mitge- 
teilt, die Bundesvermögens- und Bauabteilung 
habe sich dem seit Jahren geübten Verfahren 
der Zollabteilung angepaßt und nldit nur den 
unmittelbaren Bedarf an Büromaterial zentral 
beschafft, sondern hierbei auch eine Vorrats- 
haltung Im beschränkten Umfange berücksich- 
tigt. Bei dem umfangreichen Schrift- und Ge- 
schäftsverkehr der Bundesvermögensstellen 
seien die am Ende des Rechnungsjahres 1953 
beschafften Büromaterialien nicht wesentlich 
über einen Jahresbedarf — also über eine be- 
schränkte Bevorratung — hinausgegangen. 

Der Bundesrechnungshof erhebt gegen eine 
auf einen kurzen Zeitraum beschränkte Vor- 
ratshaltung von Büromaterial keine Einwen- 
dungen, kann aber die Ausführungen der Ober- 
finanzdirektion nicht als stichhaltig anerken- 
nen, da keine Notwendigkeit bestand, die Be- 
schaffungen noch am Sdiluß des Rechnungs- 
jahres 1953 vorzunehmen. Sie gehen über eine 
Vorratshaltung in beschränktem Umfange 
hinaus. 

Der Bundesminister der Finanzen hat die 
Oberfinanzdirektion schon früher darauf hin- 
gewiesen, daß die bei ihr übliche Vorratshal- 
tung nidit gebilligt werden könne. Da die 
Oberfinanzdirektion auch im Rechnungsjahre 
1955 mehr als Va aller Ausgaben für Geschäfts- 
bedürfnisse erst im letzten Monat des Rech- 
nungsjahres 1955 geleistet hat, beabsichtigt der 
Bundesminister der Finanzen, die Mittel der 
Oberfinanzdirektion für Geschäftsbedürfnisse 
Im Rechnungsjahr 1956 gegenüber dem Vor- 
jahr erheblici zu kürzen, damit die angesam- 
melten Vorräte verbraucht werden. 

Es liegt ein Verstoß gegen § 26 Abs. 1 RHO 
vor; danadi dürfen Haushaltsmittel nur inso- 
weit und nicht eher in Ansprucli genommen 
werden, als es zur wirtschaftlichen und spar- 
samen Führung der Verwaltung erforderlich 
ist. Ferner ist § 25 Abs. 4 RWB nicht beachtet 
worden; danach hat der Sachbearbeiter des 
Haushalts darüber zu wachen, daß die im lau- 
fenden Rechnungsjahre voraussichtlich zu er- 
sparenden Ausgabemittel nicht zu Vorratsbe- 
schaffungen für das nächste Rechnungsjahr ver- 
wendet werden. Der Bundesrechnungshof hat 
gefordert, daß diese Vorschriften künftig be- 
achtet werden. Er hat von Weiterem abge- 
sehen. 

ü- 
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Einzelplan 10 — Bundesminister für 

Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten — 

Ordentlicher Elaushalt 

Kapitel 10 02 — Allgemeine Bewilligungen 
Einmalige Ausgaben 

Außerplanmäßig hinter Titel 955 — b) Roggen- 
überhangsvergütung 


22. Im Jahre 1949 hatte die Verwaltung für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten den 
Mühlen im Vereinigten Wirtschaftsgebiet ent- 
sprechend der Regelung bis zum Ausgang des 
Krieges zugesagt, ihnen eine Überhangvergü- 
tung für die am Schluß des Getreidewirt- 
schaftsjahres 1948/49 (30. Juni 1949) vorhan- 
denen Roggenbestände zu zahlen. Sie hatte 
diese Zusage gegeben, weil die Mühlen den 
Unterschied zwischen den hohen Getreide- 
preisen am Schluß des abgelaufenen Wirt- 
schaftsjahres und den niedrigeren Getreideprei- 
sen zu Beginn des neuen Wirtschaftsjahres im 
Rahmen der damals geltenden Festpreise nicht 
ausgleichcn konnten. Die Länder haben an die 
Mühlen 1 191 640,43 DM ausgezahlt. 

Für die Überhangvergütung standen Fiaus- 
haltsmittel nicht zur Verfügung. Die Verwal- 
tung für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten wollte daher auf Mittel zurückgreifen, die 
der Wirtschaftsrat des Vereinigten Wirtschafts- 
gebietes im Reclinungsjahre 1948 für eine Ge- 
treidepreisnachzahlung bewilligt hatte; von den 
10 Mio DM, die die Länder für diesen Zweck 
erhalten hatten, waren rd. 5,8 Mio DM nicht 
verbraucht. Der Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten hat im März 
1951 einen entsprechenden Antrag beim Bun- 
desminister der Finanzen gestellt, nachdem der 
Bundesrechnungshof ihn darauf hingewiesen 
hatte, daß die haushaltsrechtliche Grundlage 
für die Zahlung der Überhangvergütung fehlte. 
Der Bundesminister der Finanzen hat den An- 
trag abgelehnt. Er hat aber mit Rücksicht auf 
die Verpfliditung, die sich aus der im Jahre 
1949 gegebenen Zusage für den Bund ergab, 
schließlich im Rechnungsjahre 1953 einer außer- 
planmäßigen Ausgabe für die Überhangver- 
gütung — 1 191 640,43 DM — zugestimmt. 
Dabei hat er bemerkt, daß seine Zustimmung 
nicht die etwaige Verpflichtung des verant- 
wortlichen Beamten zum Schadensersatz be- 
rühre (§ 33 Abs. 3 Satz 4 RFIO). 


Die Sachbehandlung widerspricht den Grund- 
sätzen einer ordnungsmäßigen Flaushaltswirt- 
schaft. Die Verwaltung für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten hätte ihre Zusage zur 
Zahlung der Überhangvergütung nicht geben 
dürfen, bevor Flaushaltsmittel bereitgestellt 
waren. Es liegt ein Verstoß gegen § 33 Abs. 1 
Satz 1 RFIO vor. Dem Bund ist ein Schaden 
nicht entstanden. Es kann davon ausgegangen 
werden, daß die Mühlen Getreide zum hohen 
Preis am Schluß des Getreidewirtschaftsjahres 
ohne Aussicht auf Erstattung der Untersdiieds- 
beträge nicht aufgenommen hätten. Die Folge 
wäre eine Ausweitung der öffentlichen Vor- 
ratshaltung und damit eine stärkere Belastung 
der öffentlichen Fland gewesen. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes 
kann von Weiterem abgesehen werden. 

Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

Außerordentlicher Flaushalt 

Kapitel A 12 10 — Bundesfernverkehrsstraßen 
(Bundesstraßen und Bundes- 
autobahnen) 

Titel 763 — Bau einer Zubringerstraße 

Bonn/Beuel zur Autobahn 
Köln — Frankfurt (Main) als 
Ersatz für die Bundes- 
straße 56, 

Restbetrag 

23. Für den Bau der Zubringerstraße Bonn/Beuel 
zur Autobahn Köln — Frankfurt (Main) waren 
900 000 DM veranschlagt. Zuzüglich eines Aus- 
gaberestes von 99 000 DM aus dem Rech- 
nungsjahr 1952 betrug das Gesamtsoll 999 000 
DM. Bis zum 31. März 1954 waren Ausgaben 
in Flöhe von 1 298 970,77 DM geleistet. 

Das Landesstraßenbauamt hat am 1. April 
1954 einen Betrag von 300 000 DM von den 
Ausgaben des Rechnungsjahres 1953 in rot ab- 
setzen und den gleichen Betrag in den Büchern 
des Rechnungsjahres 1954 bei Titel 763, bei 
dem für dasselbe Bauvorhaben später 300 000 
DM als weiterer Restbetrag veranschlagt wor- 
den sind, als Ausgabe buchen lassen. Infolge 
dieser Buchungen ist die Überschreitung um 
299 970,77 DM in den Rechnungsunterlagen 
des Rechnungsjahres 1953 nicht in Erscheinung 
getreten. 

Die Straßenbauverwaltung hat berichtet, das 
Bauvorhaben habe schnellstens vorangetrieben 
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werden müssen, um die schwierigen Verkehrs- 
verhältnisse im Raume Bonn zu beseitigen. 
Eine Stillegung des Bauvorhabens wegen des 
Fehlens von Haushaltsmitteln wäre mit er- 
heblichen zusätzlichen Kosten für den Bund 
verknüpft gewesen, da die Aufwendungen für 
die zweite Baustelleneinrichtung allein schon 
rd. 27 000 DM betragen hätten. 

Die bis zum 31. März 1954 geleisteten Aus- 
gaben hätten in der Rechnung des Rechnungs- 
jahres 1953 in ihrer vollen Höhe nachgewiesen 
werden müssen (§ 68 Abs. 1 RHO). Bei ridi- 
tiger Buchung wäre eine Haushaltsüberschrei- 
tung von 299 970,77 DM entstanden. Ausgabe- 
bewilligungen im außerordentlichen Haushalt 
dürfen jedoch nicht überschritten werden (§33 
Abs. 2 RHO). Wenn die Straßenbauverwaltung 
der Auffassung war, daß das Bauvorhaben 
trotz der Erschöpfung der Haushaltsmittel 
weitergeführt werden mußte, hätte sie beim 
Bundesminister für Verkehr rechtzeitig die Be- 
reitstellung weiterer Haushaltsmittel beantra- 
gen müssen (§§ 45 Abs. 3, 46 Abs. 2 RWB). 
Diese hätten außerplanmäßig im ordentlichen 
Haushalt bereitgestellt werden können, wenn 
weitere Ausgaben unvorhergesehen und unab- 
weisbar waren (Art. 112 GG, § 33 Abs. 1 
RHO). Hierzu bedurfte es der Zustimmung 
des Bundesministers der Finanzen. 

Es liegen Verstöße gegen §§ 33, 68 RHO 
vor. Bundesbehörden haben bei diesen Ver- 
stößen nicht mitgewirkt. Ein Schaden für den 
Bund ist nicht entstanden. Der Bundesrech- 
nungshof hat die Straßenbauverwaltung er- 
sucht, In Zukunft im Interesse einer geordne- 
ten Haushaltsführung des Bundes die maß- 
gebenden Bestimmungen zu beachten. 


Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

Außerordentlicher Haushalt 

Kapitel A 12 10 — Bundesfernverkehrsstraßen 
(Bundesstraßen und Bundes- 
autobahnen) 

Titel 765 — Bau der Umgehungsstraße 

Neuß im Zuge der Bundes- 
straße 7 

2. Teilbetrag 

24. Für den Bau der Umgehungsstraße Neuß Im 
Zuge der Bundesstraße 7 waren 1,5 Mio DM 
veranschlagt. Zuzüglich eines freigegebenen 
Ausgaberestes von 209 900 DM aus dem Rech- 


nungsjahr 1952 betrug das Gesamtsoll 1 709 900 
DM. Das Landesstraßenbauamt hatte am 23. 
November 1953 bereits 23 567,67 DM mehr 
ausgegeben. 

Am 13. Januar 1954 hat der Finanzminister 
des Landes für die Weiterführung der Arbei- 
ten 300 000 DM aus Landesmitteln vorschuß- 
weise zur Verfügung gestellt. Fliervon hat das 
Landesstraßenbauamt bis zum 31. März 1954 
insgesamt 234 826,57 DM verbraucht. Die 
Mehrausgabe von 23 567,67 DM ist in der 
Welse rückgängig gemacht worden, daß ein 
Betrag von 23 000 DM im Bundeshaushalt bei 
Titel 765 vereinnahmt und auf das Vorschuß- 
konto des Landes übernommen wurde. Der 
Restbetrag von 567,67 DM ist im ordentlichen 
Haushalt bei Kapitel 12 10 hinter Titel 710 
als außerplanmäßige Ausgabe nachgewiesen 
worden (vgl. Bundeshaushaltsrechnung 1953 
S. 1129, 1773). In der Bundeshaushaltsrechnung 
sind Infolgedessen bei Titel 765 Ausgaben nur 
in Höhe des Gesamtsolls ausgewiesen (vgl. 
S. 1230, 1231). Am 2. April 1954 hat die Stra- 
ßenbauverwaltung den Betrag von 234 826,57 
DM in den Büchern des Rechnungsjahres 1954 
bei Titel 765, bei dem durch den Haushaltsplan 
1954 später 500 000 DM als Restbetrag bereit- 
gestellt worden sind, als Ausgabe und bei dem 
Vorschußkonto Land als Einnahme buchen 
lassen. 

Der Bundesrechnungshof hat dieses Verfah- 
ren beanstandet. 

Die Straßenbauverwaltung hat ausgeführt, 
die Umgehungsstraße habe aus Verkehrsgrün- 
den schnellstens gebaut werden müssen. Da der 
Bundesminister für Verkehr nicht In der Lage 
gewesen sei, zusätzliche Mittel zur Verfügung 
zu stellen, habe sie die vom Land zinslos be- 
reitgestellten Mittel verbraucht. 

Nach Art. 90 Abs. 2 GG verwalten die Län- 
der die Bundesstraßen im Aufträge des Bun- 
des. Träger der Straßenbaulast für die Bundes- 
straßen ist der Bund (vgl. § 6 Abs. 1 des Ge- 
setzes über die vermögensrechtlichen Verhält- 
nisse der Bundesautobahnen und sonstigen 
Bundesstraßen des Fernverkehrs). Die Mittel 
stellt der Bund in seinem Haushaltsplan zur 
Verfügung, den Insoweit die Länder ausfüh- 
ren. Für die Ausführung gelten die Haushalts- 
vorschriften des Bundes, mithin die Reichs- 
haushaltsordnung und die zu ihrer Durchfüh- 
rung erlassenen Vorschriften. Die Straßenbau- 
verwaltung ist daher nur im Rahmen der durdi 
den Bundeshaushaltsplan bereitgestellten Mittel 
berechtigt, Ausgaben für den Bau der Bundes- 
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Straße zu leisten. Nach Verbrauch dieser Mittel 
hätte die Straßenbauverwaltung, wenn sie den 
Weiterbau der Bundesstraße für dringend er- 
forderlich hielt, beim Bundesminister für Ver- 
kehr rechtzeitig die Bereitstellung weiterer 
Haushaltsmittel beantragen müssen (§§ 45 
Abs. 3, 46 Abs. 2 RWB); dieser hätte die Zu- 
stimmung des Bundesministers der Finanzen 
einholen müssen. Die Überschreitung der Aus- 
gabemittel des außerordentlichen Haushalts ist 
zwar nicht zulässig (§ 33 Abs. 2 RHO). Jedoch 
können außerplanmäßige Ausgaben des ordent- 
lidien Haushalts geleistet werden, wenn der 
Bundesminister der Finanzen unter den Vor- 
aussetzungen des Art. 112 GG und des § 33 
Abs. 1 RHO seine vorherige Zustimmung da- 
zu erteilt. Die Straßenbauverwaltung ist diesen 
Weg nicht gegangen, sondern hat ohne Ein- 
schaltung von Bundesbehörden Vorschußmittel 
des Landes in Anspruch genommen. Sie hat da- 
mit die ihr bei der Ausführung des Bundes- 
haushalts zustehenden Befugnisse überschritten. 
Über die Finanzierung des Baues von Bundes- 
straßen hat allein der Bund zu entscheiden, der 
Träger der Straßenbaulast ist. Ob die Vor- 
finanzierung durch das Land aus Vorschuß- 
mitteln im Hinblick auf § 27 RHO zulässig 
war, hat der Landesrechnungshof zu prüfen; 
der Bundesrechnungshof hat ihn benach- 
richtigt. 

Dem Bund ist ein Schaden nicht entstanden. 
Der Bundesrechnungshof hat von der Verwal- 
tung verlangt, daß sie ln Zukunft ordnungs- 
mäßig verfährt. 


Außerplanmäßig hinter Einzelplan 28 — 

1. Stelle — Bundesminister für Familienfragen 

Ordentlicher Haushalt 

Fortdauernde Ausgaben 

Sachausgaben (Geschäftsbedürfnisse, Bücherei, 
Bewirtschaftung von Dienst- 
grundstücken und Diensträumen) 

Einmalige Ausgaben (Erstmalige Anschaffung 
von Schreib-, Rechen-, 
Druck- und sonstigen 
Maschinen) 

25. Dem im Oktober 1953 errichteten Ministerium 
gehörten im Rechnungsjahr 1953 11 Beamte, 
8 Angestellte und 6 Arbeiter an. Bis zum Schluß 
des Rechnungsjahres hat das Ministerium u. a. 
angeschafft: 


10 Bleistiftspitzmaschinen (am 23. März 
1954), 

26 000 Laufmappen (davon 15 000 am 30. März 
1954), 

56 000 Blatt Luftpostpapier (davon 50 000 am 
25. März 1954), 

2 800 Blei- und Kopierstifte, 

HO Flaschen Korrekturlack (davon 100 am 
9. Februar 1954), 

300 Stück Radiergummi, 

56 Lineale und 

230 Handtücher (davon 200 am 9. März 
1954). 

Der Bundesminister für Familienfragen hat 
im Oktober 1954 und im Januar 1955 einen 
Teil überzähligen Büromaterials (u. a. Blei- 
stifte, Radiergummi, Luftpostpapier) bei zwei 
Lieferanten gegen anderes Büromaterial ein- 
getauscht. Weiteres überzähliges Büromaterial 
(u, a. Korrekturlack, Lineale, Radiergummi) Ist 
einem Lieferanten im Juni 1955 zurückgege- 
ben worden. Der Gegenwert von 804,09 DM 
ist nicht der Bundeshauptkasse zugeführt, son- 
dern dem Lieferanten belassen worden. Von 
dem Guthaben sind bis zum August 1955 für 
neu geliefertes Büromaterial 434,14 DM und 
für Siireibmaschinenreparaturen 60 DM abge- 
bucht worden, so daß das Guthaben bei dem 
Lieferanten sich noch auf 309,95 DM belief. 
Dieser Betrag ist inzwischen entsprechend der 
Forderung des Bundesrechnungshofes der Bun- 
deshauptkasse zugeführt und im November 
1955 bei Kapitel 29 01 Titel 69 vereinnahmt 
worden. 

Der Bundesminister für Familienfragen hat 
die Beschaffungen damit begründet, daß der 
Bedarf auf einen Personalbestand von 34 Be- 
diensteten (ab 1. April 1954) habe abgestellt 
werden müssen und daß durch Mengenrabatte 
sowie infolge späterer Preissteigerungen Haus- 
haltsmittel eingespart worden seien. 

Der Bundesrechnungshof vermag diesen Be- 
gründungen nicht beizutreten. Für einen Teil 
der beschafften Gegenstände bestand überhaupt 
keine Verwendungsmöglichkeit. Auch wurde 
der weitaus größte Teil der Gegenstände erst 
kurz vor dem Schluß des Rechnungsjahres ge- 
kauft, obwohl aus Beschaffungen, die zu einem 
früheren Zeitpunkt vorgenommen worden 
waren, noch erhebliche Bestände vorhanden 
waren. Unangemessene Vorratseinkäufe am 
Schluß des Rechnungsjahres sind unzulässig. 
Büromaterial über das gebotene Maß hinaus 
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zu beschaffen, nur um Mengenrabatte zu er- 
halten, ist regelmäßig schon im Hinblick auf 
die Notwendigkeit einer sachgemäßen Lage- 
rung und Verwaltung des Materials nicht ge- 
rechtfertigt. Von dem Grundsatz, nur für den 
Bedarf der nächsten Zeit unter Ausnutzung 
des allgemein üblichen Behördenrabatts einzu^ 
kaufen, darf nicht abgewichen werden. Mit 
einer späteren Preiserhöhung, die nicht zwangs- 
läufig und auch nicht vorauszusehen war, kön- 
nen die umfangreichen Anschaffungen von 
Büromaterial nidit gerechtfertigt werden. Die 
Ausgaben für das nachträglich gelieferte Büro- 
material In Höhe von 434,14 DM und für die 
Schreibmaschinenreparaturen in Höhe von 
60 DM hätten als Ausgabe, die in entsprechen- 
der Höhe realisierten Forderungen gegen den 
Lieferanten hätten als Einnahme In der Haus- 
haltsrechnung 1955 nachgewiesen werden müs- 
sen. Das ist nicht geschehen. 

Es liegen Verstöße gegen die §§ 26 Abs. 1, 
68 Abs. 1 Satz 1 RHO vor. 

Der Bundesminister für Familienfragen hat 
sich bereit erklärt, die zuviel beschafften Ge- 
genstände anderen Bundesbehörden, bei denen 
ein entsprechender Bedarf besteht, zu überlas- 
sen und die unterlassenen Buchungen Im Rech- 
nungsjahr 1956 nachzuholen. Nach Auffassung 
des Bundesrechnungshofes kann daher von Wei- 
terem abgesehen werden. 

♦ 

c) Sammelbemerkung zu über- und außerplan- 
mäßigen Haushaltsausgaben sowie zu Haus- 
haltsvorgriffen 

Zu Einzelplan 02 — Deutscher Bundestag — 
Kapitel 02 01 Titel 201; S. 1657/58 

26. Die bei den Abschnitten a) — Unterhaltung — 
und b) — Ersatz — veranschlagten Haushalts- 
mittel sind nach § 2 Abs. 1 des Haushaltsgeset- 
zes 1953 gegenseitig deckungsfähig. Der Bun- 
desminister der Finanzen hat überplanmäßigen 
Haushaltsausgaben 

beim Abschnitt a) bis zu 9 000, — DM, 
beim Abschnitt b) bis zu 8.000, — DM 
zugestimmt. Die nach der Bundes- 
haushaltsrechnung tatsächlich 
geleisteten überplanmäßigen 
Ausgaben betragen 

beim Abschnitt a) 6 466,81 DM, 

beim Abschnitt b) 9 096,28 DM, 

also weniger — a) — 2 533,19 DM 

mehr — b) — 1 096,28 DM. 


Nach § 2 des Haushaltsgesetzes 1953 in Verbin- 
dung mit § 31 RHO bezieht sich die gegensei- 
tige Deckungsfähigkeit nur auf die Im Haus- 
haltsplan veranschlagten Ausgabemittel. Die 
vom Bundesminister der Finanzen erteilte Zu- 
stimmung zu überplanmäßigen Haushaltsaus- 
gaben schafft keine Ausgabemittel; die gegen- 
seitige Deckungsfähigkeit erstreckt sich nicht 
auf diese Ausgaben. Nach § 33 Abs. 1 RHO 
wäre es erforderlich gewesen, die Zustimmung 
des Bundesministers der Finanzen zu der wei- 
teren überplanmäßigen Ausgabe von 1 096,28 
DM beim 'Abschnitt b) einzuholen. 

Es liegt ein Verstoß gegen § 33 Abs. 1 RHO 
vor. Bedenken gegen die naditrägllche Geneh- 
migung der überplanmäßigen Ausgabe beste- 
hen nach Ansicht des Bundesrechnungshofes 
nicht. 


Zu Einzelplan 06 — Bundesminister des 
Innern — 

Kapitel 06 16 Titel 215 b; S. 1682/83 

27. Der Haushaltsansatz ist um 1 191,28 DM über- 
schritten worden. Die vorherige Zustimmung 
des Bundesministers der Finanzen zu der über- 
planmäßigen Ausgabe (§ 33 Abs. 1 RHO) hat 
die Verwaltung nicht eingeholt, da sie irrtüm- 
lich davon ausgegangen Ist, die Mittel bei Titel 
215 a — Inlandsreisen — und bei Titel 215 b 
— Auslandsreisen — seien gegenseitig dek- 
kungs fähig. 

Es liegt ein Verstoß gegen § 33 Abs. 1 RHO 
vor. Die Überschreitung des Haushaltsansatzes 
bei Titel 215 b ist auf Ausgaben zurückzufüh- 
ren, die aus dienstlichen Gründen erforderlich 
waren. Gegen die nachträgliche Genehmigung 
der überplanmäßigen Ausgabe sind nach An- 
sicht des Bundesrechnungshofes Bedenken nicht 
zu erheben. 


Zu Einzelplan 06 — Bundesminister des 
Innern — 

Kapitel 06 25 Titel 850, 870, 871, 873, 874 und 
876, 

Kapitel 06 27 Titel 873; S. 1700/04 

28. Die zur Verstärkung des Bundesgrenzschutzes 
und des Seegrenzschutzverbandes geleisteten 
Mehrausgaben sind bei übertragbaren, nicht 
abzuschließenden Bewilligungen entstanden. Sie 
sind nicht als Vorgriffe behandelt worden. Es 


22 



Hegt ein Verstoß gegen §§ 30 Abs. 3 Satz 1, 73 
Abs. 1 Satz 2 RHÖ vor. 

Die Behandlung der Mehrausgaben bei über- 
tragbaren Bewilligungen als Vorgriffe kann in 
besonders gelagerten Einzelfällen einer geord- 
neten Haushaltswirtschaft hinderlich sein. Der 
Bundesminister der Finanzen ist daher zunächst 
für das Rechnungsjahr 1956 ermächtigt wor- 
den, die Vorschrift des § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO 
in Einzelfällen außer Kraft zu setzen (§ 3 des 
Haushaltsgesetzes 1956). Der Bundesrechnungs- 
hof hat deshalb in dem vorliegenden Falle von 
Weiterem abgesehen. 


Zu Einzelplan 08 — Bundesminister der 
Finanzen — 

Kapitel 08 10 Titel 103; S. 571 

29. Die bei Titel 103 nahgewiesene Mehrausgabe 
von 18 548,54 DM ist durch eine Minderaus- 
gabe bei Titel 104 von 3 476,46 DM teilweise 
gedeckt. Die Angabe In dem Vermerk zu Titel 
101 bis 104, die verbleibende Mehrausgabe von 
15 072,08 DM sei nah einem Erlaß des Bun- 
desministers der Finanzen vom 28. Juli 1953 
durch den Ansatz bei Kapitel 60 02 Titel 199 
gedeckt, trifft nicht zu. DerHaushaltsansatz bei 
Titel 199 war nur für Mehraufwendungen vor- 
gesehen, die auf das Dritte Gesetz zur Ände- 
rung und Ergänzung des Besoldungsrehts und 
auf sonstige Zuwendungen zurückzuführen 
waren. Die Mehrausgaben bei Titel 103 sind 
jedoch dadurdi entstanden, daß Beamte an die 
Bundeshauptkasse abgeordnet werden mußten. 
Es handelt sih mithin um eine überplanmäßige 
Haushaltsausgabe, welher der Bundesminister 
der Finanzen (Haushaltsabteilung) vorher 
hätte zustimmen müssen. 

Es liegt ein Verstoß gegen § 33 Abs. 1 RHO 
vor. Gegen die nahträglihe Genehmigung der 
überplanmäßigen Ausgabe von 15 072,08 DM 
bestehen keine Bedenken. 


Zu Einzelplan 11 — Bundesminister für 
Arbeit — 

a) KaoitelAll 11 Titel apl. 300 (Erstattung 

von Aufwendungen für 
Arbeitslosenfürsorgeunter- 
stützungen durch Zutei- 
lung von Schuldbuchforde- 
rungen); S. 1811 

b) Kapitel All 13 Titel apl. 611 (Erstattung 

von Rentenzulagen durdi 
Zuteilung von Schuldbuch- 
forderungen); S. 1811 

30. Die Ausgaben sind im außerordentlichen Haus- 
halt außerplanmäßig nachgewiesen. Nach § 33 
Abs. 2 RHO dürfen Ausgabebewilligungen des 
außerordentlihen Haushalts nicht überschrit- 
ten werden. Das Verbot, den außerordentlichen 
Haushalt durch ursprünglich nicht vorgesehene 
Ausgaben zu belasten, erstreckt sich auch auf 
außerplanmäßige Ausgaben. § 14 Satz 2 RRO 
bestimmt dementsprechend, daß außerplan- 
mäßige Ausgaben, die im außerordentlichen 
Haushalt zu veranschlagen gewesen wären, im 
ordentlichen Haushalt zu buchen sind. 

Dem Verstoß kommt keine erhebliche Be- 
deutung zu, da die Ausgaben durch außerplan- 
mäßige Einnahmen des außerordentlichen 
Haushalts gedeckt sind (Kapitel A 32 01 hinter 
Titel 91) und der Gesamtabschluß der Bundes- 
haushaltsrechnung nicht beeinflußt wird. 


IV. Buchungen an unrichtiger Stelle 

31. Die in der Nachweisung (S. 24 Nr. 32) aufge- 
führten Beträge sind nicht bei den richtigen 
Haushaltsstellen gebucht worden (Titelver- 
wechslungen). Der Bundesrechnungshof hat 
Titelverwechslungen nur aufgenommen, wenn 
durch sie die wesentliche Überschreitung eines 
Ansatzes vermieden oder verursacht Ist oder 
wenn sie eine grundsätzliche oder sonst erheb- 
liche Bedeutung haben (§ 107 Abs. 3 Satz 1 
RHO). 
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32, Nachweisung 

der Buchungen an unrichtiger Stelle 

(Erräuterungen S. 25 Nr. 33) 


Es sind (jfbiifht Boi richtiger Buchung der Beträge wären 



bei 

statt bei 


als Haushalts- 
Überschreitung, ggi. 


die Haushaltsüberschreitungen, ggf. die 
Haiishaitsvorgriffe (Vj oder die 
außerplanmäßigen Ausgaben 

Lid. 

Nr. 





Betrag 






als Haushaltsvorgrifi (V) 
oder als außerplan- 
mäßige Ausgabe nach- 


höher 

niedriger 

Kapitel 

Titel 

Kapitel 

Titel 



n a eh z ii w e i s ( ‘ n g e w e s e n 






DM 

zu weisen gewesen 

DM 


um 

DM 

um 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 


8 

9 

1 

04 01 

104a 

h. Epl. 28 
-2. Stelle - 
(Pers.- 
Ausg.) 

— 

369,28 


369,28 

(h. Epl. 28 — 

2. Stelle) 

— 

2 

04 01 

201a 

04 01 

204 

578,20 

— 


578,20 
(Tit. 204) 

— 

3 

05 01 

964 

09 01 

104a 

6 533,74 




6 533,74 (V) 
(Tit. 964) 

4 

05 01 

964 

04 05 

108 

821,32 



— 

821,32 (V) 
(Tit. 964) 

5 

06 05 

201b 

06 05 

hinter 

(870) 

4 912,04 

4 912,04 
(h. Tit. (870)) 



— 

6 

06 10 

201b 

06 10 

870 

1 302,34 

1 283,90 (V) 
(Tit. 870) 


. — . 

— 

7 

06 16 

201b 

06 16 

870 

5 060,57 

5 055,46 (V) 
(Tit. 870) 


■ — 


8 

06 25 

101 

104a 

06 25 

104a 

101 

22 035,56) 

7 179,40) 



14 856,16 
(Tit. 104a) 

— 

9 

06 25 

104b 

06 25 

305 

523,93 

— 


523,93 
(Tit. 305) 

523,93 
(Tit. 104a) 

10 

06 25 
(Absetzung) 

206 

06 25 

1 

24 785,27 

— 


24 785,27 
(Tit. 206) 

— 

11 

06 25 

(Absetzung) 

877 

06 25 

2 

1 188,75 

— 


— 


12 

06 29 

204 

06 29 

1 711 

1 674,55 1 

— 


1 674,55 (V) 
(Tit. 711) 

— 

13 1 

07 01 

! 204 

07 01 

203 

2 436,47 



— 

2 436,47 
(Tit. 204) 

14 

07 01 

(Absetzung) 

215b 

07 01 

69 

1 553,04 

1 

— 


1 553,04 
(Tit. 215b) 

— 

15 

07 05 

208 

07 05 

850 

613,— i 

613,— (V) 
(Tit. 850) 


— 



16 

08 01 

200 

04 05 

200 

1 748,16 ; 

— 


1 748,16 
(Kap. 04 05) 

— 

17 

08 01 

203 

08 07 

203 

86 990,39 

82 045,92 
(Kap. 08 07) 


— 

— 

18 

08 05 

(Absetzung) 

8 

08 05 

219 

1 919,— 

— 


1 919,— 

(Tit. 219) 

— 

19 

20 

1 

08 05 

(Absetzung) 
08 06 

206 

104 

203 

206 
i 208 

1 299 

221 

08 05 

08 06 

1 

220 

! 

1 002,89 

32 200,— 

3 000,— 

3 000,— 

3 000,— 

2 100,— 

3 936,60 

47 236,60 ' 

— 


1 002,89 
(Tit. 206) 

^ 47 236, 60 (V) 
(Tit. 220) 1 

2 100,— 

(Tit. 299) 

21 

08 06 

299 

08 06 

104 

3 786,34 

— 


1 

3 786,34 
(Tit. 299) 

22 ; 

1 

1 

08 06 

402 

08 06 

217 

390,— 

— 


390,— 

(Tit. 217) 

— 

23 

09 01 

201b 

09 01 

870 

3 677,90 



3 677, 90 (V) 
(Tit. 870) : 

3 677,90 
(Tit. 201b) 
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Es sind gebucht Bei richtiger Buchung der Beträg e wä ren 



bei 

.statt bei 


als Haushalts- 
Überschreitung. ggf. 

j die Haushaltsüberschreitimgen, ggf. die 

Haushaltsvorgriffe (V) oder die 
: außerplanmäßigen Ausgaben 

Lid. 

Nr. 










Betrag 

: als Haushaltsvorgriff (V) 
oder als außerplan- 
mäßige Ausgabe nach- 

höher 

1 niedriger 

Kapitel | 

Titel 

Kapitel 

Titel 

i nachzuweisen gewesen 






i 

DM 

j ziiwcisen gewesen 

DM 

um 

DM 

um 

DM 

1 

^ ! 

3 1 

4 

5 

1 6 

' 7 

1 8 

9 

24 

’ 09 04 

201b 

09 04 

1 

870 

30 473,21 

30 470,10 
(Tit. 870) 

— 

— 

25 

09 05 

201b 

09 05 

870 ' 

18 669,24 

18 339,31 (V) ' 
(Tit. 870) 



1 



26 

11 13 

1 606 

1113 

607 

1 516,28 

— 


1 516,28 
(Tit. 606) 

27 

12 04 

i 101 

60 03 

154 i 

4 624,41. 

— 

4 624,41 
(Tit. 154) 

— 

28 

40 09 

69 

40 09 

(Absetzung) 

303 1 

5 143,36 

— 

— 

5 143,36 
(Tit. 303) 

29 

40 09 

j 104a 

40 09 

108 , 

553,90 

' — ! 

553,90 
(Tit. 108) 

— 

30 

40 09 

221 

40 09 

303 1 

7 610,50 

— i 

7 610,50 
(Tit. 303) 

7 610,50 
(Tit. 221) 

31 

40 09 

300 

40 09 

303 j 

1 083,35 

— 1 

1 083,35 
(Tit. 303) 

— . 

32 

40 09 

303 

40 09 

305 i 

1 

12 516,— 

1 

12 516,— 

(Tit. 305) 

12 516,— 

(Tit. 303) 


Erläuterungen zur Nadiweisung der Buchun- 
gen an unrichtiger Stelle (S. 24 Nr. 32) 

33. Soweit nichts anderes vermerkt ist, war ein 
Ausgleich nach § 67 Abs. 2 RHO nicht erfor- 
derlich. 


Xu lfd. Nr. 6 

Die Ausgaben für die Erstausstattung von Büro- 
räumen mit Gardinen hat die Verwaltung irr- 
tümlich bei Titel 201 b gebucht. Der Bundes- 
rechnungshof hat den Ausgleich nach § 67 
Abs. 2 RHO veranlaßt. 


Zu lfd. Nr. 1 

Irrtümlich bei Titel 104 a gebucht. 

Zu lfd. Nr. 2 

Die Verwaltung hat die Zweckbestimmung des 
Titels 201 a unzutreffend ausgelegt. 

Zw lfd. Nr. 3 

Die Dienstbezüge für mehrere Angestellte sind 
irrtümlich bei Kapitel 05 01 Titel 964 gebucht 
worden. Der Bundesrechnungshof hat den Aus- 
gleich nach § 67 Abs. 2 RHO veranlaßt. 


Zu lfd. Nr. 7 

Irrtümlich bei Titel 201 b gebucht. 

Zw lfd. Nr. 8 

Mehrere Dienststellen des Bundesgrenzschutzes 
haben irrtümlich Dienstbezüge für Beamte bei 
Titel 104 a und Vergütungen für Angestellte 
bei Titel 101 gebucht. 

Zu lfd. Nr. 9 

Irrtümlich bei Titel 104 b gebucht. 


Zu lfd. Nr. 4 

Irrtümliche Buchung von Beschäftigungsver- 
gütung bei Kapitel 05 01 Titel 964. Der Bun- 
desrechnungshof hat den Ausgleich nach § 67 
Abs. 2 RHO veranlaßt. 

Zu lfd. Nr. 5 

Mehrere Einzelbeträge. Es handelt sich um Aus- 
gaben für den Kauf von Geräten, Ausstattungs- 
genständen und Schreibmaschinen; sie sind Irr- 
tümlich bei Titel 201 b gebucht worden. 


Zu lfd. Nr. 10 

Heizkostenbeiträge Dritter, die als Einnahme 
zu buchen waren. 

Zu lfd. Nr. 11 

Der Erlös aus dem Verkauf von 15 Pistolen ist 
entgegen § 69 Abs. 1 RHO nicht als Einnahme, 
sondern durch Absetzen von der Ausgabe ge- 
bucht worden. Der Bundesrechnungshof hat 
den Ausgleich nach § 67 Abs. 2 RHO veran- 
laßt. 
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7.U lfd. Nr, 12 

Die Kosten für die Instandsetzung des Dienst- 
gebäudes einer Auslandsvertretung sind irrtüm- 
lich bei Titel 204 gebucht worden. 

Zu lfd. Nr. 13 

Kosten für Arbeiten an einer Fernsprechanlage 
sind irrtümlich bei Titel 204 gebudit worden. 

Zu lfd. Nr. 14 

Zurückgezahlte Reisekostenabschläge, die im 
Rechnungsjahr 1952 ausgezahlt worden sind, 
hat die Verwaltung irrtümlich bei Titel 215 b 
gebucht. 

Zu lfd. Nr. 15 

Die Kosten für das Schiebedach eines Dienst- 
kraftwagens hat die Verwaltung bei Titel 208 
gebucht, um eine Haushaltsüberschreitung bei 
Titel 850 zu vermeiden. Der Bundesrechnungs- 
hof hat den Ausgleich nach § 67 Abs. 2 RHO 
im Rechnungsjahr 1954 veranlaßt. 

lfd. Nr. 16 

Ein Teil der ehemaligen Sonderabteilung Be- 
satzungslastenverwaltung in Bad Homburg war 
der Außenabteilung Koblenz der früheren 
Dienststelle Blank seit dem 16. März 1953 an- 
gegliedert. Ausgaben für Geschäftsbedürfnisse 
sind versehentlich noch zu Lasten der Mittel 
des Bundesministeriums der Finanzen gebucht 
worden. 

Zu lfd. Nr. 17 

Fernsprechgebühren des Bundesausgleichsamts 
sind irrtümlich bei Kapitel 08 01 statt bei Ka- 
pitel 08 07 gebucht worden. 

lfd. Nr, 18 

Irrtümlich bei Titel 8 gebucht. 

Zu lfd. Nr. 19 

Irrtümlich bei Titel 206 gebucht. 

Zu lfd. Nr. 20 

Die aufgeführten Beträge sind irrtümlich nicht 
bei Titel 220 gebucht worden. Der Bundes- 
rechnungshof hat den Ausgleich nach § 67 
Abs, 2 RHO veranlaßt. 

Zu lfd. Nr. 21 

Irrtümlich bei Titel 299 gebucht. 


Z^ lfd. Nr. 22 

2 Einzelbeträge, die irrtümlich bei Titel 402 
gebucht worden sind. 

Z// lfd. Nr. 23 

Die Verwaltung hat die Zweckbestimmung des 
Titels 201 b unzutreffend ausgelegt. 

Zu lfd. Nr. 24 

Mehrere Einzelbeträge. Ausgaben für die erst- 
malige Anschaffung von Geräten und Aus- 
stattungsgegenständen sowie Schreibmaschinen 
hat die Verwaltung irrtümlich bei Titel 201 b 
gebucht. 

Z^^ lfd. Nr. 25 

Die Ausgaben für die erstmalige Anschaffung 
von Einrichtungsgegenständen und Maschinen 
sind irrtümlich bei Kapitel 09 05 Titel 201 b ge- 
bucht worden. 

Zu lfd. Nr. 26 

Irrtümlich bei Titel 606 gebucht. 

Z;^ lfd. Nr. 27 

Mehrere Einzelbeträge. Die Verwaltung hat 
Versorgungsbezüge irrtümlich bei Kapitel 12 04 
Titel 101 gebucht. 

Zu lfd. Nr. 28 

Die Verwaltung hat Kostenanteile für ortho- 
pädische Hilfsmittel — entgegen dem Titelver- 
merk zu Titel 303 — bei Titel 69 gebucht. 

Z^/ lfd. Nr. 29 

Mehrere Einzelbeträge. Ausgaben für Tren- 
nungsentschädigung, die die Verwaltung irr- 
tümlich bei Titel 104 a gebucht hat. 

Z^^ lfd. Nr. 30, 31 

Summe mehrerer Einzelbeträge, die irrtümlich 
bei Titel 221 und Titel 300 gebucht worden 
sind. 

Zu lfd. Nr. 32 

Summe kleiner Heilbehandlungskosten für An- 
gehörige von Kriegsgefangenen, die irrtümlich 
bei Titel 303 gebudit worden sind. 

34. Der Bundesrechnungshof erkennt an, daß für 
die Haushaltsüberschreitungen und außerplan- 
mäßigen Ausgaben in den Spalten 7 und 8 der 
Nachweisung (S. 24 Nr. 32) ein unvorherge- 
sehenes und unabweisbares Bedürfnis vorlag 
(Art. 112 Satz 2 GG). Es ist erforderlich, daß 
der Bundestag und der Bundesrat über die 
nachträgliche Genehmigung dieser Ausgaben 
beschließen (§ 83 RHO). 
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V. Buchungen 

in einem unrichtigen Rechnungsjahr 

35. Die In der Nachweisung (Nr. 36) aufgeiführten 
Ausgaben sind nicht in der Rechnung des Jahres 
nachgewiesen, In dem sie geleistet sind oder In 


das sie nach Ihrem Entstehungsgrund gehören 
(Verstöße gegen § 68 RHO). Der Bundesrech- 
nungshof hat die Nachweisung entsprechend 
dem Grundsa>ti 2 auf gestellt, der für Titelver- 
wechslungen gilt (§ 107 Abs. 3 Satz 1 RHO; vgl. 
S. 23 Nr.^31)! 


36. Nachweisung 

der Buchungen in einem unrichtigen Rechnungsjahr 

(Erläuterungen Nr. 37) 


Haushalt 


Ist gebucht ' War zu 


Bei richtiger Buchung wäre 


Lfd. 

Nr. 

Kapitel 

1 

Titel 

Betrag 

DM 

buchen 

eine Haus- 

id 1 ö T-T 1 Qi ry rr 

im Rechnungsjahr 

haltsüber- 

schreitung 

entstanden 

von 

DM 

höher 

gew 

DM 

t CI 4. lg 

geringer 

esen um 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 6 

7 

8 

9 

1 

04 03 

200 

1 225,— 

1953 ' 








1954 

946,99 

— 


2 

06 09 

204 

511,46 

1953 1 








VI, 9 

15 


1952 

— 

511,46 

— 

3 

06 25 

108 

3 884,90 

1953 





1 VI, 25 

7b 


1952 

1 495,43 

— 

— 

4 

08 01 

206 

10 795,71 

1953 





i VIII, 1 

16 


1952 

8 722,14 

— 

[ 

5 

10 03 

215a 

1 431,— 

1953 ; 








1954 i 






6 

10 13 

206 

7 519,50 

1953 





X, 6 

16 


1 1952 

7 519,50 

i 

— 

7 

A 12 10 

714 

168 889,46 

1953 i 





XIIa.o.H. 

(1) i 

1 

1952 






E 22 

1 


i i 





Erläuterungen zur Nachweisung der Buchun- 
gen in einem unrichtigen Rechnungsjahr (Nr. 36) 

37. 2« lfd, Nr. 1 

Ausgaben für Geschäftsbedürfnisse, die erst An- 
fang April 1954 geliefert worden sind; sie ge- 
hören wirtsdiaftllch in vollem Umfange in das 
Rechnungsjahr 1954. 

Zu lfd. Nr. 2 

Von einer Rechnung über Schreinerarbeiten 
vom 6. Januar 1953 Ist ein Teilbetrag — 511,46 
DM — auf das Rechnungsjahr 1953 übernom- 


men worden; dadurch sollte vermieden werden, 
daß die Überschreitung des Rechnungsjahres 
1952 sich erhöht (Verstoß gegen § 68 RHO). 

Zu lfd. Nr. 3 

Summe mehrerer Einzelbeträge. Fahrkosten für 
Familienhelmfahrten, die irrtümlich im Rech- 
nungsjahr 1953 gebucht worden sind. 

Zu lfd. Nr. 4 

Mieten sowie Strom-, Gas- und Wassergebüh- 
ren, die wirtschaftlich in das Rechnungsjahr 
1952 gehören; die Ausgaben sind entgegen § 68 
RHO aus Mitteln des Rechnungsjahres 1953 
bestritten worden. 
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Zu lfd, Nr, 5 

Ausgaben für Dauerfahrkarten der Bundesbahn 
des IL Kalendervierteljahres 1954 sind noch 
zu Lasten des Rechnungsjahres 1953 gebucht 
worden. Das war unzulässig, da die Dauerfahr- 
karten nur für einen Zeitabschnitt des Rech- 
nungsjahres 1954 galten (§ 68 RHO). 

Zu lfd. Nr, 6 

Summe mehrerer Einzelbeträge. Es handelt sich 
um Ausgaben für Strom, Koks und Wasserj die 
aus Mitteln des Rechnungsjahres 1952 zu be- 
streiten waren. Das Ist unterblieben, um eine 
Haushaltsüberschreitung im Rechnungsjahr 1952 
zu vermeiden. 

2^ lfd, Nr, 7 

Nach Unterteil II b lfd. Nr. 21 der Erläute- 
rungen zu Einzelplan XII (a. o. H.) Kapitel 
E 22 Titel (1) für das Rechnungsjahr 1952 
waren für die Beseitigung von Kriegsschäden 
an der Ruhrbrücke bei Düren (1. Teilbetrag) 
300 000 DM veranschlagt. Die Aufwendungen 
für das Bauvorhaben betrugen im Rechnungs- 
jahr 1952 468 889,46 DM. Um eine vermeint- 
liche Überschreitung des Haushaltsansatzes zu 
vermeiden, sind 168 889,46 DM, die zunächst 
Im Rechnungsjahr 1952 gebucht waren, auf das 
Rechnungsjahr 1953 übertragen worden (Ver- 
stoß gegen § 68 RHO). 

38. Der Bundesredinungshof erkennt an, daß für 
die Haushaltsüberschreitungen in den Spalten 
7 und 8 der Nachweisung (S. 27 Nr. 36) ein 
unvorhergesehenes und unabweisbares Bedürf- 
nis vorlag (Art. 112 Satz 2 GG). Es ist erfor- 
derlich, daß der Bundestag und der Bundesrat 
über die nachträgliche Genehmigung dieser Aus- 
gaben beschließen (§83 RHO). 


VI. Vorbehalte 

(§ 107 Abs. 4, § 108 Abs. 2 RHO) 

Allgemeine Vorbehalte aus früheren Redinungs- 
jahren 

39. a) Zu den Haushaltsrechnungen der Verwal- 
tung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes für 
die Rechnungsjahre 1947 bis 1949 (vom 
1. April bis zum 20. September 1949) — 
Bundestagsdrucksache Nr. 3341 der 1. Wahl- 
periode S. 16/17 — : 


Der Vorbehalt zu Einzelplan X Kapi- 
tel 3 Titel 3 „Schaffung von Wohnraum 
für Bedienstete“ muß bestehenbleiben, 
weil die Verhandlungen über die vertrag- 
liche Regelung zwischen dem Bund und 
den privaten Bauherren der Taunusrand- 
siedlung noch nicht abgeschlossen sind. 

b) Zu der Bundeshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1949 (vom 21. September 

1949 bis zum 31. März 1950) — Bemerkun- 
gen 1949/1950 S. 29 und 34 — : 

Der Vorbehalt zu Einzelplan XXIII 
Kapitel 3 Titel 3 „Schaffung von Wohn- 
raum für Verwaltungsangehörige“ muß 
aus dem unter a) angegebenen Grund 
ebenfalls bestehen bleiben. 

c) Zu der Bundeshaushaltsrechnung - für das 
Rechnungsjahr 1950 (Bemerkungen 1949/ 

1950 S. 29 und 34): 

Der Vorbehalt wegen der Haushaltsmit- 
tel, die außerhalb der Bundesverwaltung 
stehenden Stellen zur Erfüllung bestimm- 
ter Zwecke zur Verfügung gestellt wor- 
den sind (§ 64 a RHO), muß weiterhin 
bestehenbleiben, weil die Verhandlungen 
in einigen Fällen noch schweben. 

d) Zu der Bundeshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1951 (Bemerkungen 1951 
S. 31 Nr. 39 und S. 36): 

Der Vorbehalt zu Nr. 3 wird aufge- 
hoben. 

Der Vorbehalt zu Nr. 1 

wegen der Ausgaben, über die für 
einen längeren Zeitraum als ein Rech- 
nungsjahr durch Titelbücher oder über 
die noch durch besondere Bau- oder 
sonstige Rechnungen Rechnung zu 
legen ist, und 

der Vorbehalt zu Nr. 2 

wegen der Haushaltsmittel, die außer- 
halb der Bundesverwaltung stehenden 
Stellen zur Erfüllung bestimmter 
Zwecke zur Verfügung gestellt worden 
sind (§ 64 a RHO), 

müssen bestehen bleiben, weil die Verhand- 
lungen noch nicht In allen Fällen beendet 
sind, 

3 ) Zu der Bundeshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1952 (Bemerkungen 1952 
S. 32 Nr. 44 und S. 37): 
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Die Vorbehalte können nicht aufgehoben 
werden, weil die Verhandlungen wegen 
weiterer Erhebungen, verzögerter Stel- 
lungnahmen der Verwaltung oder aus 
anderen Gründen noch nicht abgeschlos- 
sen sind. 


Einzelvorbehalte aus früheren Rechnungsjahren 

40. Der Bundesrechnungshof hat in seinen Bemer- 
kungen zu den Bundeshaushaltsrechnungen 1949 
bis 1952 Einzel Vorbehalte aufgestellt. Sie wer- 
den bis auf die in der Anlage 2 (S. 37) zusam- 
mengestelken Vorbehalte aufgehoben. 


Vorbehalte zu der Bundeshaushalts- 
rechnung 1953 

41. Der Bundesrechnungshof behält sich vor, zu den 
In der Anlage 3 (S. 41) aufgeführten Haushalts- 
stellen Bemerkungen aufzustellen. Er konnte die 
Prüfung der bei diesen Haushaltsstellen nachge- 
wiesenen Einnahmen und Ausgaben noch nicht 
abschließen und deshalb noch nicht endgültig 
entscheiden. 


VII. Vermögensrechnung 

42. Der Bundesminister der Finanzen hat erstmalig 
für das Rechnungsjahr 1953 über das Vermögen 
und die Schulden des Bundes Rechnung gelegt 
(Anlage V zur Bundeshaushaltsrechnung, 
S. 1837 bis 1878). Damit ist der Vorschrift des 
Art. 114 GG entsprochen. Der Ver mögen srech- 
nung des Bundes liegt eine allgemeine Bestands- 
aufnahme zum 31. März 1953 zugrunde. Vom 
1. April 1953 an werden die Veränderungen des 
Vermögens (Zugänge, Abgänge und Wertberich- 
tigungen) durch eine Vermögensbuchführung 
nachgewiesen (vgl. im übrigen S. 5/6 Nr. 3 
bis 9 der Denkschrift des Bundes rechnungshofes 
über die Ergebnisse seiner Prüfungstätigkeit im 
Rechnungsjahr 1955). 



43. Ergebnis der Vermögensrechnung für das Rechnungsjahr 1953 

(ohne ERP-Sondervermögen, Ausgleichsfonds, Bundespost, Bundesbahn) 

VERMÖGEN 


Bestand 
zu Beginn des 
Rechnungsjahres 


Zugang 

mit ohne 

haushaltsmäßige(r) 
Zahlung 


Abgang 

mit ohne 

haushaltsmäßige(r) 
Zahlung 


Bestand 

Absdieibungen am Ende des 
Rechnungsjahres 



DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

Allgemeines Ver- 
waltungsvermögen 

Unbewegliche Sachen 
Bewegliche Sachen . 
Geldwerte Rechte . 

4 691 620 731,09 
279 991 434,62 

504 807 300,91 

69 619 065,03 

1 863 002 500,00 

888 974 575,06 
40 836 590,85 

759 121,66 

1 765 167,17 

546 075 881,01 
31 704 057,71 

2 500,— 

45 495 502,00 
39 683 042,68 

5 493 072 102,39 
317 294 822,94 

1 863 000 000,— 

Summe . . . 

4 971 612 165,71 

2 437 428 865,94 

929 811 165,91 

2 524 288,83 

577 782 438,72 

85 178 544,68 

7 673 366 925,33 

Sachen 

im Gemeingebrauch 


111 954 839,10 



312,55 

111 954 526,55 


Vermögen der 
Bundesanstalten und 
-einrichtungen 

Unbewegliche Sadien 
Beweglidie Sachen . 
Wirtschaftsbetriebe 
Geldwerte Rechte . 

13 580 691,43 
46 985 074,23 

1 774 863,56 
124 754,— 

4 468 008,70 

9 596 202,51 
329 694,35 
157 020,— 

2 489 022,61 
34 777 356,45 
29 559,82 

6 474,— 

277 264,97 
206 033,57 
77 719,50 

691 263,64 
336 217,68 
10 278,80 

134 569,77 

4 633 687,16 
61 022,15 

19 711 889,33 
86 111 463,38 

1 856 783,21 
210 528,50 

Summe . . . 

62 465 383,22 

14 550925,56 

37 302 412,88 

561 018,04 

1 037 760,12 

4 829 279,08 

107 890 664,42 

Betriebsvermögen 
Wirtschaftsbetriebe 
Beteiligungen .... 

152 861 568,99 
1 187 429 465,43 

14 800,— 

27 855 500,— 

49 833 589,47 
302 782 154,05 

4 500 000,— 
250 908,02 

1 174 384,95 
16 280 748,75 

15 130,10 

197 020 443,31 

1 501 535 462,71 

Summe . . . 

1 340 291 034,32 

27 870 300,— 

352 615 743,52 

4 750 908,02 

17 455 133,70 

15 130,10 

1 698 555 906,02 


Allgemeines Kapital- 
und Sachvermögen 
Unbewegliche Sachen 
Bewegliche Sachen . 
Geldwerte Rechte . 


3 180 171 392,92 
43 523 993,45 
3 458 460 889,10 


41 996 023,45 
6 204 036,08 
2 001 094 617,98 


449 129 112,92 3 341 987,38 

28 100 764,58 4 312 510,06 

2 073 377 899,45 113 078 248,42 


329 159 399,22 
11 698 163,88 
344 468 814,17 


29 944 193,80 
321 532,29 


3 308 850 948,89 
61 496 587,88 
7 075 386 343,94 


Summe . . . 6 682 156 275,47 2 049 294 677,51 2 550 607 776,95 120 732 745,86 685 326 377,27 30 265 726,09 

Vermögen zusam- 


.13 056 524 858,72 4 641 099 608,11 3 870 337 099,26 128 568 960,75 1 281 602 022,36 232 243 206,50 


10 445 733 880,71 
19 925 547 376,48 


Vermögen zu Beginn des Rechnungsjahres 
Vermögen am Ende des Rechnungsjahres 
Mithin Vermögensmehrung 


13 056 524 858,72 DM 
19 925 547 376,48 DM 
6 869 022 517,76 DM 


SCHULDEN 


Fundierte Schuld . 
Schwebende Schuld 
Andere Schulden . 

Summe 

der Schulden . 


. 9 851 474 876,72 1 188 545 085,— 

. 982 960 000,— — 

871 985 258,24 — 

7 396 157 204,34 
980 820 750,— 

1 872 644 180,42 

116 944 129,65 

103 000 000,— 

104 120 472,19 

36 635 209,61 

1 176 271 008,66 

12 660 307,36 



18 282 597 826,80 
684 509 741,34 
2 627 848 659,11 

.11 706 420 134,96 1 188 545 085,— 

10 249 622 134,76 

324 064 601,84 

1 225 566 525,63 


21 594 956 227,25 


Schulden zu Beginn des Rechnungsjahres 11 706 420 134,96 DM 

Schulden am Ende des Rechnungsjahres 21 594 956 227,25 DM 

Mithin Mehrversdiuldung 9 888 536 092,29 DM 


Die Vermögensmehrung, die sich aus 
der Gegenüberstellung der Bestände bei Beginn 
und am Ende des Rechnungsjahres 1953 ergibt, 
ist nicht aussdiließlich auf Neuzugänge von 
Vermögenswerten zurückzuführen. Vielmehr 
sind in beträchtlichem Umfange Vermögens- 
werte, die bei der Bestandsaufnahme am 
31. März 1953 noch nicht erfaßt waren, im 
Laufe des Rechnungsjahres 1953 als Zugänge 
in die Vermögensrechnung aufgenommen wor- 
den. 

44. Die Prüfung der Vermögensrechnung hat fer- 
ner ergeben: 

a) Die vermögenswirksamen Haushaltseinnah- 
men und -ausgaben sind in den Rechnungs- 
legungsbüchern und Rechnungsnachweisun- 
gen der Geldrechnung sowie in der Haus- 
haltsrechnung nicht immer vollständig und 
richtig ausgewiesen und daher in die Ver- 
mögensrechnung unvollständig oder unrich- 
tig aufgenommen worden. 

b) In einzelnen Fällen sind Beträge, die den 
Bestand des Vermögens verändern, zwar 
richtig ausgewiesen, jedoch nicht richtig in 
die Vermögensrechnung übertragen wor- 
den. 

c) In einigen Fällen sind Fehler bei der Über- 
nahme der Beträge aus den Vermögens- 
Rechnungsni’chweisungen in die Vermö- 
gens-Zentralrechnungen entstanden. 

d) Ein Land hat eine Vermögens-Rechnungs- 
nachweisung so spät vorgelegt, daß sie bei 
Aufstellung der Vermögens-Zentralrech- 
nung nicht mehr berücksichtigt werden 
konnte. 

e) Einige Länder haben für Teile des von 
ihnen verwalteten Bundesvermögens keine 
V ermögens-Rechnungsnachweisungen und 
Vermögens-Oberrechnungen aufgestellt, 
und zwar ein Land für das der Kriegs- 


opferversorgung gewidmete Vermögen 
(Einzelplan 40) und drei Länder für das 
Vermögen im Bereich der Bundesfernstra- 
ßen (Einzelplan 12). Diese Werte sind da- 
her in der Vermögensrechnung nicht be- 
rücksichtigt. 

f) Im Rechnungsjahr 1953 sind erhebliche 
Vermögenswerte noch nicht in die Vermö- 
gensrechnung einbezogen worden, so z. B. 
das von den Auslandsvertretungen des 
Bundes verwaltete Vermögen. 

Die Vermögensrechnung für das Rechnungs- 
jahr 1953 ist die erste, die für den Bund auf- 
gestellt worden ist. Der Bundesrechnungshof 
hat die Anlaufschwierigkeiten gewürdigt und 
von besonderen Bemerkungen abgesehen. 


VIII. Schlußbemerkung 

Prüfung von Unternehmen mit eigener 
Rechtspersönlichkeit 

45. In seinem Bericht nach § 107 Abs. 2 RHO vom 
31. Oktober 1955 (Bemerkungen 1952 S. 40 
bis 76) hat der Bundesrechnungshof einen 
Überblick über seine Tätigkeit bis zum 30. Juni 
1955 gegeben. Die seitdem angefallenen Prü- 
fungsergebnisse entsprechen im wesentlichen 
denen, die in dem Bericht vom 31. Oktober 
1955 dargestellt sind. Die Prüfung verschiede- 
ner Angelegenheiten ist noch nicht abgeschlos- 
sen. Der Bundesrechnungshof beabsichtigt, auf 
ihr Ergebnis in einem späteren Bericht nach 
§ 107 Abs. 2 RHO einzugehen. 

Frankfurt am Main, den 8. November 1956 

Bundesrechnungshof 

Mayer 
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Anlage 1 
(zu S. 12 Nr. 14) 


Druck- und Darstellungsfehler 

In der Bundeshaushaltsrechnung 1953 hat der 
Bundesrechnungshof — von bedeutungslosen 
Schreibfehlern abgesehen — folgende Druck- 
und Darstellungsfehler festgestellt: 


Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte i 

unrichtig 

, richtig 



XVI 

Vorbericht 

j 

1 

2 

27. Zeile 

i 

j Der Absatz „Ländliche Siedlung“ steht 
eine Zeile zu hoch. Die daneben in 
Spalte 1 genannten Haushaltsstellen 
„A 60 02/835 und 840“ beziehen sidi 
auf den vorhergehenden Absatz. 

XLV 

Beilage 1 

1 Kap. 12 10 Tit. 15 

4 

A 

2,46 

3,46 


i 

! 4 

letzte Zeile 

196,97 

197,97 

XLVI 

1 

1 

i ! 

4 

1 Übertrag 

196,97 

197,97 



4 

drittletzte Zelle 

44,98 

43,98 

XLVII 

IL 

Beilage 2 

Beilage 2 

i Kap. 12 02 Tit. 850 

Kopf 

3. Zeile 

5 

Mehr- u. Minder- 
einnahmen 

2,58 

Mehr- u. Minder- 
ausgaben 

IL 


5 

letzte Zeile 

9 701,38 

9 698,80 

L 

i j 

i 

5 

Übertrag 1 

9 701,38 

9 698,80 



5 

letzte Zeile 

10 237,71 

10 235,13 

LI 

1 ; 

5 

Übertrag 

10 237,71 

1 

10 235,13 


i 

D 

drittletzte Zeile 

66,86 

69,44 
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Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

richtig 


Gesamtrechnung 




3 

Epl. 09 

10 

32 303 586,65 

39 303 586,65 


Epl. 02 




41 

Kap. 02 01 

Summe Personalausgaben 

10 

3 899 300,— 

3 899 900,— 

48 

Übersicht 

Kap. 02 01 

2 

79 395,42 

70 395,42 


Epl. 03 




55 

Kap. 03 01 

14 

Die Mehrausgabe 

Die Minderaus- 



ZU Tit. 101, 103 

bei Tit. 101 

gäbe bei Tit. 101 



und 104 

1. Zeile 




Epl. 06 

13 



187 

Kap. 06 02 

Hinweis auf die 

überplanmäßige 


Kopf 

Rechnung für den 

Ausgaben, Haus- 




Einzelplan 

haltsvorgriffe und 
außerplanmäßige 





Ausgaben 

262 

Kap. 06 10 Tit. 206 

4 

283 494,76 

283 484,76 

299 

Kap. 06 14 Tit. 871 

12 

2 729,16 

2 729,46 

341 

Kap. 06 22 

14 





zu Tit. 101 bis 104, 

Tit. 101, b 

Tit. 104, b 



letzter Absatz 

i 

i 

2. Zeile 



360 

Kap. 06 25 Tit. 110 

3 

Der Bundesminister der Finanzen hat 




den Sperrvermerk 

mit Erlaß vom 27. 




August 1953 — II A — I 2516 — 5/53 

384 



aufgehoben. 


Kap. 06 27 Tit. 110 

3 1 

desgl. 

523 

Epl. 08 

Kap. 08 06 Tit. 203 

10 

■ 

541 300,— 

541 200,— 

528 

Kap. 08 06 Tit. 402 

7 

34 770,57 

34 740,57 

631 

Kap. A 08 05 Tit. 998 (120) 

9 

38 032,63 

39 032,63 

637 

Übersicht 

6 

255 006 400,— 

255 130 400,— 



letzte Zeile 


637 

Übersicht 

7 





Rechnungsergebnis für 

524 775 837,70 

524 775 837,70 


Übersicht 

den Einzelplan 

( 1 079 868,21) 

(— 1 079 868,21) 

637 

11 



1. Zeile 

18 603 075,66 

18 603 075,66 





(786 958,58) 


Epl. 09 




656 

Kap. 09 01 Tit. (952) 

2 

(19) 

(13) 

694 

Kap. 09 05 Tit. 215 b | 

4 

8 285,83 

8 285,63 

707 

Kap. A 09 01 Tit. 533 

9 und 10 

21 577 400,— 

21 557 400,— 


33 


Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

richtig 


Epl. 10 

! 


j 

921 

Zusammenstellung 

9 

203 329,12 

203 329,42 



5. Zeile 



923 

Übersicht 

6 

52 931,65 

52 931,63 



17. Zeile 





18. Zeile 

206 934,03 

206 934,05 



11 





11. Zeile 

858 524,21 

858 554,21 


Epl. 11 




993 

Kap. 1111 Tit. 300 

14 

Es muß heißen: „v 

gl. Begründung auf 



ZU Tit. 200 

S. 1748“ 




2. Zeile 





letzte Zeile 

S. 1748 

S. 1811 

1013 

Übersicht 

10 





1 1 . Zeile 

189 225,— 

1 189 225,48 


Epl. 12 



i 

1039 

Kap. 12 02 Tit. 850 

12 

258 422,— 

j 2 584,22 

1124 

Kap. 12 10 Tit. 302 

2 

34 

37 

1151 

Kap. 12 13 

10 





letzte Zeile 

90 000,— 

! 90 400,— 

1192 

Kap. A 12 02 Tit. (601) 

3 

(Kap. 2 Tit. 7 

: (Kap. E 11 Tit. [7] 




für 1951) 

1 für 1951) 

1243 

Kap. A 12 10 Tit. 829 

9 

393 000,— 

393 300,— 

1255 

Zusammenstellung 

10 





5. Zeile 

639 987,13 

639 927,13 

1255 


10 





7. Zeile 

— 307 163,05 

307 163,05 



10 





9. Zeile 

— 195 978 699,19 

— 145 978 699,19 



13 





7. Zeile 

— 229 200,— 

229 200,— 


Epl. 24 




1303 

Kap. 24 01 Tit. 1 

11 

19,58 

29,58 

1321 

Kap. A 24 04 Tit. 530 

14 

Die Zusammenstellung der Kredite aus 

1 



Zinsen und Tilgungen enthält eine Auf- 




rechnungsdifferenz 

von — ,80 DM. 

1326 

Kap. A 24 05 

6 





Summe Ausgaben 

45 568 395,09 

45 568 395,02 


Epl. 26 




1383 

Zusammenstellung 

16 





letzte Zeile 

4 110 186,75 

4 110 186,25 


Epl. 27 




1387 

Kap. 27 01 Tit. 69 

13 

Mehrausgabe 

Mehreinnahme 


Epl. 35 




1466 

Kap. 35 03 

3 

Klasse I in Berlin , 

Auftragsausgaben 




Auftragsausgaben 

Klasse I in Berlin 

1484 

Kap. 35 07 Tit. 306 

6 

81,51 j 

— 81,51 




i 

(Fettdruck) 


34 



Seite 


Haushaltsstelle 


Spalte 


unrichtig 


richtig 



Epl, 49 




1589 

Kap. 49 01 TIt. 206 

Epl. 60 

6 

' 2 216,72 

1 1 216,72 

1623 

' Kap. 60 02 Tit. 199 

Anlage I 

14 

Kap. 32 09 

■ 35 973,28 

36 003,28 

1671 

Kap. 05 02 Tit. 307 

5 





, vorletzte Zeile 

' 25 000,— 

1 9 535,16 

1711 

Kap. 08 01 hinter Tit. 300 * 

2 

1 hinter 300 

hinter 675 


j 

4 

vorletzte Zeile 

282 928,13 

1 

282 928,23 

1712 

1 

4 

i 

i 




1. Zeile 

282 928,13 

282 928,23 

1721 

Kap. 08 09 Tit. 204 

5 




letzte Zeile 

Tit. 209 

Tit. 206 

1767 

' Kap. 12 15 Tit. 299 

4 





1. Zeile 

1 732 843,42 

1 732 743,42 

1782 

Kap. 26 01 b) Beteiligung 

2 

— 

hinter 650 

1783 

Kap. 26 03 

Betrieb von Dienstfahrzeugen 

2 

t 

hinter 206 

hinter 208 

1785 

Kap. 26 01 b) Anschaffung 
eines Magnetofons 

t 

2 

hinter 850 ' 

hinter 870 

1809 


4 i 





drittletzte Zeile ^ 

2 970 729 960,16 

1 970 729 960,16 


Anlage II 




1814 

Kap. 08 06 

4 

18 726,90 

44 738,54 



4 

Summe a) 

A 

45 488,55 

71 500,19 

1815 


dazu Summe a) 

45 488,55 

71 500,19 



4 1 

letzte Zeile 

292 339,43 

318 351,07 


Anlage III 

j 



1822 

Ifd. Nr. 53, 57 und 63 

3 

hinter 75 i 

hinter 69 


Anlage V 




1840 

Sondervermögen 

3 





1. ERP 





Sondervermögen 
Summe Sonder- 

6 110 764 000 DM: 

6 156 331 000 DM 


Anlage VI 

vermögen 

24 041 876 000 DM 

24 087 443 000 DM 

1880 

Ziff . 6 c 

3. Zeile 

2 395 015 800 DM^ 

2 359 015 800 DM 


1901 

Beilage 2 

Spalte 




Fundierte Schuld lfd, Nr. 8 

1954 

37,96 

37,97 

1903 

Beilage 2 

Spalte 




Schwebende Schuld lfd. Nr. 3 

1954 i 

70,53 1 

70,83 


35 




Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

richtig 


Anlage VII 




1930 

4 

Zuschüsse der 

Zuschüsse der 




Länder in Höhe 

Länder in Höhe 




der Vermögens- 

von 96 Vo der 




Steuer 

Vermögenssteuer 

1931 


13 

542 064 396,62 

542 064 396,63 

Anlage VIII i 




1955 

Bestandsnadiweisung des 
ERP-SondervermÖgens 

letzte Zeile 

4 191 030 322,78 DM 

4 193 030 322,78 DM 

1956 

1 

Anlage X 

Übertrag 

4 193 030 322,78 DM 

4 193 030 322,78 DM 

1989 

lfd. Nr. 24—28 ; 

6 

WuSD Rheine 

WSD Münster 


36 



Anlage 2 

(zu S. 29 Nr. 40) 


Einzelvorbehalte 
aus früheren Rechnungsjahren 


Die vom Bundesrechnungshof aufgestellten Vorbe- 
halte aus früheren Rechnungsjahren werden bis auf 
folgende aufgehoben: 


Lfd. 

Nr. 

i 

i 

Einzel- 
! plan 

j 

Ordentlicher 

Haushalt 

(OH) 

Außer- 

ordentlicher 

Haushalt 

(AoH) 

Einnahme 
(E) I 

Ausgabe 

(A) 

Kapitel 

Titel 

Zwcckböstimmung 

1 

1 2 1 

3 i 

4 

5 

6 1 

7 


Rechnungsjahr 1950 


V 

AoH 


1 

sämtliche 

Bundesministerium für den Mar- 
shallplan 

Bundesministerium für den Mar- 
shallplan 



A 

1 

sämtliche 

Bundesministerium für den Mar- 
shallplan 

XI 

OH 


1 c 

sämtliche 
bis auf 39 

Bundesministerium für Arbeit 

Sozialversicherung 

XXIII i 

OH 

E 

6 


Allgemeine Finanzverwaltung 

Interessenquoten der Länder 



! 

i 


6 

Kriegsopferversorgung elnschl. 
Verwaltungskosten 

XXVI 

OH 

i 

i 

A 

4 

i 

Soziale Kriegsfolgelasten 

Kriegsopferversorgung 




i 

35 

Berufsfürsorge für Kriegs- 
beschädigte 


6 


7 

8 


Rechnungsjahr 1951 


IV a 

OH 

1 

A 

2 

25 

V 

i 

i 

1 i 

AoH 

E 

1 

sämtliche 



A 

1 

sämtliche 

VI j 

OH 

A 

17 



Auswärtiges Amt 

Vertretungen des Bundes im 
Ausland 

Kosten der Paß- u. Sichtver- 
merkstellen sowie für sonstige 
nichtplanmäßige Auslandsver- 
tretungen 

Bundesministerium für den Mar- 
shallplan 

Bundesministerium für den Mar- 
shallplan 

Bundesministerium für den Mar- 
shallplan 

Bundesministerium des Innern 

Amt für Landeskunde 
(Bundesanstalt für Landeskunde) 





Ordentlicher 

j 



i 



Haushalt 

Einnahme 

(E) 

Ausgabe 

(A) 




Lfd. : 
Nr. 1 

Einzel- 

plan 

(OH) 

■ Außer- 
ordentlicher 

Kapitel 

Titel 

Zweckbestimmung 



Haushalt 






(AoH) 






J 1 2 ^ ^ ^ 4 ^ 5 ^ 6 7 

I ' 

9 ' ' hinter i Zuschüsse des Bundes zu den 

I 31 apl. nicht durch eigene Einnahmen 

I gedeckten Ausgaben des Amtes 

^ ^ für Landeskunde 

E 27 Amt für Landeskunde 

! (Bundesanstalt für Landeskunde) 

10 hinter Zuschüsse des Bundes zu den 


3 apl. Kosten der Sitzverlegung des 

Amtes für Landeskunde von 
Landshut nach Remagen und 
zur Beschaffung einer Druck- 
maschine 

XI ! Bundesministerium für Arbeit 

OH A 1 a j Arbeitslosenhilfe 

11 31 Arbeitsloscnfürsorge- 

I Unterstützung 



XXIII 

12 

XXVI 

13 , 


OH 


OH 


14 

15 



A 1 

I 

4 


Allgemeine Finanzverwaltung 
Interessenquote der Länder 
6 Kriegsopferversorgung einschl. 

Verwaltungskosten 

Soziale Kriegsfolgelasten 

Kriegsfolgenhilfe 

31 Kosten der individuellen 

Fürsorge 

Kriegsopferversorgung 
15 (neu) Unterhaltung der Dienst- 

gebäude 

33 I Kosten der Heilbehandlung und 

: damit zusammenhängende Aus- 

i gaben 


Rechnungsjahr 1952 



IV a 



Auswärtiges Amt 


OH A 

2 ; 


Vertretungen des Bundes im 





Ausland 

16 


i 

11 bis 26 

Sächliche Verwaltungsausgaben 

17 


E 12 

sämtliche 

Vertretungen des Bundes im 





Ausland 


V 



Bundesministerium für den Mar- 





shallplan 

18 j 

AoH E 

la (bisherl); 

sämtliche 

ERP-Mittel 

19 


Ib 

sämtliche 

Anleihe der Export-Import-Bank 



(neu) 


Washington 

20 

i A 

la(bisherl)i 

sämtliche j 

ERP-Mittel 

1 

1 

Ib 


Anleihe der Export-Import-Bank 

1 


(neu) 


Washington 


38 




I Ordentlicher 

Haushalt \ t ' u 

Lmnahme 

I i'F'i 

Außer- 1 A ^ k 
j ordentlicher ^ 

I Haushalt I ^ ' 

I (AoH) I 


i 3 , ■ 


Kapitel 


Zweckbestimmung 


11 bis 36 


sämtliche 


1 ; : 

24 


11 bis 67 

25 : i ■ 

EH 

sämtliche 

26 ,AoH A 

1 

sämtliche 

‘ XI 


i 

27 OH E 

Ic 

sämtliche 

28 : i 

(neu) 

sämtliche 


2 


! ■ ! 

A 

1 


29 

' > 


25 

! j 

30 i 

1 c 

sämtliche 

31 1 1 

l ; 

' 

2 

sämtliche 

XXIII i 



OH E 

2 


32 ' 

1 ! 


8 (neu) 

1 A 

2 


33 

; 

' i 1 ^ 


31 


Gewährung von Krediten an 
Grundstoffindustrie, verarbei- 
tende Industrie und den Ver- 
kehr 

Bundesministerium der Finanzen 

Bundesministerium der Finanzen 
Sächliche Verwaltungs- und all- 
gemeine Haushaltsausgaben 

Bundesministerium für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten 
Bundesministerium für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten 
Bundesministerium für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten 
Sächliche Verwaltungs- und all- 
gemeine Haushaltsausgaben 

Bundesministerium für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten 
Bundesministerium für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten 

Bundesministerium für Arbeit 

Sozialversicherung 
Bundesausführungsbehörde für 
Unfallversicherung in Wilhelms- 
haven 

Bundesministerium für Arbeit 
Kosten der Beiräte und Aus- 
schüsse beim Bundesministe- 
rium für Arbeit (einschl. der 
Reisekosten) 

Sozialversicherung 
Bundesausführungsbehörde für 
Unfallversicherung in Wilhelms- 
haven 

Bundesministerium für das Post- 
und Fernmeldewesen 

B un des d r uckerei 

Gewinne aus Unternehmen im 
Sinne des § 15 der Reichshaus- 
haltsordnung 
Bundes dr uckerei 

Zuschuß an die Bundesdrucke- 
rei zum Ausgleich des Verlustes 
einschl. der Verluste früherer 
Geschäftsjahre 


39 




! 


Ordentlidier | 





i 


Haushalt i 
(OH) i 

Außer- ; 
ordentlidier 

Einnahme 




Lfd, 

Nr. 1 

Einzel- 
plan j 

(E) 

Ausgabe 

Kapitel ! 

Titel 

Zweckbestimmung 


j 

Haushalt 

(A) 




1 

1 

(AoH) 





1 i 

2 ! 

3 

4 

5 

6 

7 


XV 





Bundesministerium für 

i 

OH 

A 

1 


Vertriebene 

Bundesministerium für 
Vertriebene 



34 





31 

Herstellung und Verbreitung 
von Informationsmaterial 


XXIII 

OH 

E 

6 


Allgemeine Finanzverwaltung 

Interessenquote der Länder 

35 





2 

Kriegsfolgenhilfe 

36 





3 

Umsiedlung und Auswande- 
rung 


XXVI 

OH 

A 

1 


Soziale Kriegsfolgelasten 

Kriegsfolgenhilfe 

37 





31 

Kosten der individuellen 
Fürsorge 

38 





32 

Kosten der Grenzdurchgangs- 
lager und Notaufnahmelao^er 
sowie der Rückführung von 
Deutschen aus dem Auslande 


[ 

1 



i 

und aus den unter fremder 
Verwaltung stehenden deut- 
schen Gebietsteilen 

39 

1 




33 

Kosten der sonstigen Durch- 
gangs- und Wohnlager 

40 


1 



37 

Zuschüsse oder Darlehen zur 
Errichtung von Wohnungen für 


i 

1 

i 




Kriegsfolgenhilfe - Empfänger 
und zur Förderung der Erzie- 
hung und Erwerbsbefähigung 
von jugendlichen Kriegsfolgen- 



1 




hilfe-Empfängern 



1 


2 


Umsiedlung und Auswanderung 

41 

! 

1 



31 

Kosten der Umsiedlung von 
Heimatvertriebenen 

42 

i 




32 

Kosten der Auswanderung von 
Kriegsfolgenhilfe - Empfängern 







und anderen Sozialleistungs- 
empfängern 





4 


Kriegsopferversorgung 

43 




1 

15 

Unterhaltung der 
Dienstgebäude 


40 


Anlage 3 

(zu S. 29 Nr. 41) 


Vorbehalte zu der Bundeshaushaltsrechnung 1953 

{§ 107 Abs. 4 RHO) 


a) Allgemeine Vorbehalte 

Der Bundesredinungshof behält sich die Aufstel- 
lung von Bemerkungen allgemein vor 

1, wegen der Ausgaben, über die für einen länge- 
ren Zeitraum als ein Rechnungsjahr durch 
Titelbücher oder über die noch durch beson- 
dere Bau- oder sonstige Rechnungen Rechnung 
zu legen ist, 

2. wegen der Haushaltsmittel, die außerhalb der 
Bundesverwaltung stehenden Stellen zur Erfül- 


lung bestimmter Zwecke zur Verfügung gestellt 
worden sind (§ 64 a RHO) und deren bestim- 
mungsmäßige Verwendung der Bundesrech- 
nungshof noch zu prüfen hat, 

3. wegen der Einnahmen und Ausgaben, die in 
Büchern oder Rechnungen nachgewiesen wer- 
den, deren Prüfung nadi § 93 RHO Verwal- 
tuno-sbehörden übertragen worden ist und die 
daher vom Bundesrechnungshof nur von Zeit 
zu Zeit angefordert werden. 


b) Einzelvorbehalte 


Lfd. 

Nr. 

Einzel- 

plan 

Ordentlidiier 

Haushalt 

(OH) 

Außer- 

ordentlicher 

Haushalt 

(AoH) 

Kapitel 

Titel 

Zweckbestimmung 


05 




Bundesminister des Auswärtigen 



OH 

05 01 


Auswärtiges Amt 

1 




1 bis 69 

Fortdauernde Einnahmen 

2 




200 bis 965 

Sachausgaben, allgemeine und einmalige 






Ausgaben 




05 02 


Allgemeine Bewilligungen 

3 




300 bis 677 

Allgemeine Ausgaben 




05 03 


Vertretungen des Bundes im Ausland 

4 




1 bis 69 

Fortdauernde Einnahmen 

5 




200 bis 953 

Sachausgaben, aUgemelne und einmalige 






Ausgaben 


06 




Bundesminister des Innern 



OH 

06 02 

! 

Allgemeine Bewilligungen 

6 




301 

Für Kriegsgräberfürsorge 




0617 1 


Bundesanstalt für Landeskunde 

7 




1 bis 69 

Fortdauernde Einnahmen 

8 




200 bis 306 

Sachausgaben und allgemeine Ausgaben 




06 25 


Bundesgrenzschutz 

9 




1 bis 69 

Fortdauernde Einnahmen 

10 




200 bis 316 

Sachausgaben und allgemeine Ausgaben 




06 35 


Bundeszentrale für Heimatdienst 

11 




7 bis 69 

Fortdauernde Einnahmen 

12 




200 bis 881 

Sachausgaben, allgemeine und einmalige 






Ausgaben 


41 




1 

Ordentlicher 

1 


i 



Haushalt 



1 

Lfd. 

Nr. 

Einzel- 

plan 

(OH) 

Außer- 

Kapitel 

Titel 

i Zweckbestimmung 

ordentlicher 





Haushalt 






(AoH) 





08 

OH 

1 

08 01 


Bundesminister der Finanzen 

Bundesministerium der Finanzen 

13 




1 bis 69 

Fortdauernde Einnahmen 

14 

15 



08 06 

200 bis 675 

Sachausgaben und allgemeine Ausgaben 
Bundesvermögens- und Bundesbau- 
verwaltung 




25 a) 

Gewinne aus Unternehmen im Sinne des 
§ 15 RHO (Oberfinanzdirektion Kiel): 
Maschinenzentrale Kiel-Wik 



16 




500 

Zuschüsse an Unternehmen im Sinne des 





(neu) 

§ 15 RH O 


09 

OH 

09 01 


Bundesminister für Wirtschaft 

Bundesministerium für Wirtschaft 

17 




870 

Erstmalige Anschaffung von Einrichtungs- 
gegenständen, Maschinen und dergleichen 


10 




Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 



OH 

10 01 


Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

18 

1 

1 



1 bis 69 

Fortdauernde Einnahmen 

19 




200 bis 950 

Sachausgaben, allgemeine und einmalige 
Ausgaben 

20 



10 02 

sämtlidie 

Allgemeine Bewilligungen 




10 11 


Bundesversuchs- und Forschungsanstalt für 
Milchwirtschaft in Kiel 

21 




18 

Betriebseinnahmen der Lehrmeierei 

22 




23 

Betriebseinnahmen des Versuchsgutes 
Schaedtbek 

23 

i 

j 



24 

Betriebseinnahmen des Versuchsgutes 
Lentföhrden 

24 




310 

Forschung und Versuche aus Zuweisungen 
Dritter 

25 


( 


402 

Wirtschaftliche Betriebskosten der 
Lehrmeierei 

26 


[ 

1 

! 


407 

Wirtschaftliche Betriebskosten des Ver- 
suchsgutes Schaedtbek 

27 


j 


408 

Wirtschaftliche Betriebskosten des Ver- 
suchsgutes Lentföhrden 



1 

10 12 


Bundesforschungsanstalt für Fischerei in 
Hamburg 

28 




apl. 

hinter 

Kosten des Ankaufs des Gebäudes Haus 
„Steen“ in List auf Sylt 





872 

29 


AoH 

A 10 02 

■sämtliche 

Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


42 




Ordentlicher 






Haushalt 




Lfd. 

Nr, 

Einzel- 

plan 

(OH) 

Außer- 

Kapitel 

Titel 

Zweckbestimmung 

ordentlicher 





Haushalt 






(AoH) 





11 

OH 

11 12 


Bundesminister für Arbeit 

Betriebliche Altersfürsorge 

30 




600 

Zuschuß zum Ausgleich von Härten im 
Rahmen der betrieblichen Altersfürsorge 




11 13 


Sozialversicherung 

31 




62 bis 

Fortdauernde Einnahmen 





apl. 

hinter 






64 


32 




600 

Grundbeträge in der Rente nversl eher ung 
der Arbeiter 

33 




602 

Zuschüsse an die knappschaftllche Renten- 
versicherung 

34 




604 

Erstattung der Mehraufwendungen von 
Sozialvcrsicherungsträgern an Verfolgte 






des Nationalsozialismus 

35 




606 

Erstattung der Aufwendungen für die 
Krankenhilfe an Heimkehrer 

36 




608 

Zuschuß zu den Aufwendungen der Sozial- 
versicherungsträger für die Tuberkulose- 






Bekämpfung 

1>7 




610 

Erstattung der Leistungen der Träger der 
gesetzlichen Krankenversicherung auf 
Grund des Mutterschutzgesetzes 

38 


1 


611 

Erstattung der Rentenzulagen an die Trä- 
! ger der gesetzlichen Rentenversicherung 

einschließlich Berlin 

39 




614 

Erstattung der Aufwendungen der Sozial- 
versicherungsträger für Ausgleichsbeträge 
an die im Bundesgebiet wohnenden Be- 
rechtigten saarländischer Sozialversiche- 
rungsträger 

40 1 




617 

Erstattung der Aufwendungen nach dem 
Grundbetragserhöhungsgesetz an die Trä- 
j ger der gesetzlichen Rentenversicherung 



AoH ! 

All 13 


Sozialversicherung 

41 




611 

Erstattung von Rentenzulagen durch Zu- 
teilung von Schuldbuchforderungen 

j 

13 




Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen 

42 



13 03 

sämtliche j 

Bundesdruckerei 

[ 

24 

! 



Bundesminister für den Marshallplan 

43 


AoH 

A24 04 

sämtliche 

ERP-SondervermÖgen 

44 



A24 05 

1 

sämtliche 

MSA-Wlrtschaftshilfe 

Anleihe der Export-Import-Bank Washington 


43 




Lfd. 

Nr. 

Einzel- 
! plan 

Ordentlicher 

Haushalt 

(OH) 

Außer- 

ordentlicher 

Haushalt 

(AoH) 

T 

! 

1 Kapitel 

Titel 

Zweckbestimmung 


27 




Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen 



OH 

27 01 


Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen 

45 




apl. 

Lebensmittelhilfe für die sowjetische Be- 





hinter 

Satzungszone und den Ostsektor von Berlin 





302 


46 

hinter 

28 

OH 



Bundesminister für besondere Aufgaben 


2. Stelle 






40 




Soziale Kriegsfolgeleistungen 

47 


OH 

40 03 

sämtliche 

Kriegsfolgenhilfe 

48 



40 04 

1 sämtliche 

Umsiedlung und Auswanderung 




40 09 

1 

Kriegsopferversorgung 

49 




204 

Unterhaltung der Gebäude 

50 




205 

Kleinere Neu-, Um- und Erweiterurtgs- 






bauten sowie Erwerb von Haus- und Bau- 






grundstücken 


60 

OH 



Allgemeine Finanzverwaltung 




60 01 


Steuern und sonstige Einnahmen 

51 




St 16 

Aus dem Branntweinmonopol 




60 02 


Allgemeine Bewilligungen 

52 




217 

Sonderböihilfen für Umzüge 

53 




570 

Darlehen an Bundesbedienstete zur Be- 






schaffung von Hausrat in besonderen Fäl- 






len 

54 




661 

Kosten der Erhaltung deutscher Kriegs- 






gräber im Ausland bis zur Regelung durch 






den Friedensvertrag 

55 

1 

i 

i 

1 

i 

( 


662 

Zu Bewilligungen aller Art 
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Anlage 4 


Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung 

Gesetz über die Finanzierung eines 
Sofortprogrammes zur Arbeitsbeschaf- 
fung im Redinungsjahr 1951 
vom 27. Dezember 1951 

Beamtenredit 

Bundesbeamtengesetz 
vom 15. Juli 1953 

Bemerkungen 

Bemerkungen des Bundesredinungs- 
hofs Zu den Bundeshaushaltsrechnun- 
gen für die Rechnungsjahre 1949 bis 
1950 

Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofs zu der Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1951 

Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zur Bundeshaushaltsrechnung für 
das Rechnungsjahr 1952 

Bcsoldungsrecht 

Ausführungsbestimmungen zum Be- 
soldungsgesetz vom 16. Dezember 1927 
(Besoldungsvorschriften) 
vom 12. März 1928 
in der Fassung 
vom 15. Mai 1940 

1. Verordnung zur Änderung 
vom 6. August 1953 

2. Verordnung zur Änderung 
vom 23. Dezember 1953 

Gestez zur Änderung von Vorschrif- 
ten auf dem Gebiete des allgemeinen 
Beamten-, des Besoldungs- und des 
Versorgungsrechts 
vom 30. Juni 1933 

Drittes Gesetz zur Änderung und Er- 
gänzung des Besoldungsrechts 
vom 27. März 1953 


Hinweise und Abkürzungen 

Hinweise 


BGBl. I S. 1006 


BGBl.I S. 551 


Drucksadle 396 
Deutscher Bundes- 
tag 2. Wahlperiode 


Drucksache 1140 
Deutscher Bundes- 
tag 2. Wahlperiode 
1953 

Drucksache 1892 
Deutscher Bundes- 
tag 2. Wahlperiode 
1953 


RBB S. 33 
RBB S. 139 
BGBl.I S. 927 
BGBl.I S. 1588 

RGBl.I S.433 

BGBl.I S. 81 


Bundesbeamtengesetz 
vom 14. Juli 1953 

Bundesfernverkehrstraßen 

Gesetz über die vermögensrechtlidien 
Verhältnisse der Bundesautobahnen 
und sonstigen Bundesstraßen des Fern- 
verkehrs (BStrVermG) 
vom 2. März 1951 

Bundesrechnungshof (BRFi) 

Bemerkungen, siehe Bemerkungen 
1949/1950, 1951 und 1952 

Denkschrift 

Denkschrift des Bundesrechnungshofs 
über die Ergebnisse seiner Prüfungs- 
tätigkeit im Rechnungsjahr 1955 


Grundgesetz für die Bundesrepublik 

Deutschland 

vom 23. Mai 1949 

Haushaltsgesetze 

Gesetz über die Feststellung des Bun- 
deshaushaltsplans 
für das Rechnungsjahr 1952 
vom 25. Juni 1952 

Nachtrag dazu 
vom 9. April 1953 
für das Rechnungsjahr 1953 
vom 24. Juli 1953 
für das Rechnungsjahr 1954 
vom 26. Mai 1954 
für das Rechnungsjahr 1955 
vom 12. Juli 1955 
für das Rechnungsjahr 1956 
vom 24. Juli 1956 

Haushaltsrecht 

Reichshaushaltsordnung (RHO) 
vom 31. Dezember 1922 

in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. April 1930 


BGBl.I S. 551 

BGBl. I S. 157 

Drucksache 2660 
Deutscher Bundes- 
tag 2. Wahlperiode 
1953 

BGBl. S. 1 

BGBl. II S. 605 
BGBl. II S. 99 
BGBl. II S. 159 
BGBl. I S. 541 
BGBl. II S. 714 
BGBl. II S. 830 

RGBl. II S. 693 
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nebst Änderungen 
vom 13. Dezember 1933 
vom 23. März 1934 
vom 17. Juni 1936 
vom 30. April 1938 
vom 14. Juli 1953 


RGBl. II S. 1007 
RGBl. II S. 232 
RGBl. II S. 209 
RGBl. II S. 145 
BGBII S. 551 


Rechnungslegungsordnung für das Reich 
(RRO) 

vom 3. Juli 1929 Reichsministerial- 

blatt S. 439 


Reichhaushaltsordnung (RHO), siehe 
Haushaltsrecht 


Reidiskassenordnung (RKO) 
vom 6. August 1927 

in der Fassung 

vom 8. Januar 1931 

Reisekostengesetz (RKG) 
vom 15. Dezember 1953 


Reichsministerial- 
blatt S. 7 


RGBl.I S. 1067 


Ausführungsbestimmungen (ABzRKG) 
vom 16. Dezember 1933 RBB S. 192 


Änderungen 
vom 28. Juni 1937 
vom 14. November 1939 
vom 30. Mai 1941 
vom 11. September 1942 


RBB S. 207 
RBB S. 320 
RBB S. 164 
RBB S. 178 


Anordnung des Personalamtes des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebietes über Ent- 
schädigung für die Benutzung privat- 
eigener und beamteneigener Kraftfahr- 
zeuge auf Dienstreisen 

vom 16. Dezember 1948 Personalblatt — 

Amtliches Mittei- 
lungsblatt des Ver- 
einigten Wirt- 
schaftsgebietes 
1949 S. 18 

Vermögen des Bundes 
Entwurf der Buchführungs- und Rech- 
nungslegungsverordnung für das — 

(VBRO) 

vom 16. März 1953 MinBlFin S. 166 


Wirtschaftsbestimmungen für dieReichs- 
behörden (RWB) 

vom 11. Februar 1929 Reidtsministerial- 

blatt S. 49 


Abkürzungen 


ABzRKG Ausführungsbestimmungen zum Gesetz über 
Pveisekostenvergütung der Beamten 

BBG Bundesbeamtengesetz 

Bemerkungen Bemerkungen des Bundesrechnungshofs zu den 

1949/1950 Bundeshaushaltsrechnungen für die Rechnungs- 
jahre 1949 und 1950, Drucksache 396 Deut- 
scher Bundestag 2. Wahlperiode 

Bemerkungen Bemerkungen des Bundesredmungshofs zu der 

1951 Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungs- 
jahr 1951, Drucksache 1140 Deutscher Bundes- 
tag 2. Wahlperiode 1953 

Bemerkungen Bemerkungen des Bundesrechnungshofs zur 

1952 Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungs- 
jahr 1952, Drucksache 1892 Deutscher Bundes- 
tag 2. Wahlperiode 1953 

BGBl. Bundesgestzblatt 


BV Ausführungsbestimmungen zum Besoldungs- 

gesetz 

Denkschrift Denkschrift des Bundesrechnungshofes über 

1955 die Ergebnisse seiner Prüfungstätigkeit im 

Rechnungsjahr 1955, Drucksadie 2660 Deut- 
scher Buncisetag 2. Wahlperiode 1953 


ERP 


ERP-SV 


European Recovery Program (Europäisches 
Wiederaufbauprogramm 

ERP-SondervermÖgen 


GG Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch- 

land 


MinBlFin 

Mio 

RBB 

RGBL 

RHO 

RKO 

RRO 

RWB 

VBRO 


Ministerialblatt des Bundesministers der Fi- 
nanzen 

Million (en) 

Reichshaushalts- und Besoldungsblatt 
Reichsgesetzblatt 
Reichshaushaltsordnung 
Reichskassen Ordnung 

Rechnungslegungsordnung für das Reich 

Wirtschaftsbestimmungen für die Reidisbe- 
hörden 

Entwurf der Buchführungs- und Rechnungs- 
legungsordnung für das Vermögen des Bundes 
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Anlage B 


Hinweis betreffend die Denkschrift 
des Präsidenten des Bundesrechnungshofes 

Den Bemerkungen des Bundesrechnungshofes ist eine Denkschrift 
des Präsidenten des Bundesrechnungshofes mit den hauptsächlichen 
Prüfungsergebnissen beizufügen (§ 107 Abs. 6 RHO). Davon habe 
ich abgesehen, weil der Bundesrechnungshof am 29. Juni 1956 die 
Denkschrift über die Ergebnisse seiner Prüfungstätigkeit im Rech- 
nungsjahr 1955 — Bundestagsdrucksache 2660 — vorgelegt hat und 
weitere berichtsreife Prüfungsergebnisse noch nicht vorliegen. Wegen 
des neuartigen Verfahrens weise ich auf S. 4 Nr. 1 der Denk- 
schrift 1955 hin. 


Frankfurt am Main, den 8. November 1956 


Der Präsident 
des Bundesrechnungshofes 

Mayer 
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Anlage C 


Abschrift 


Der Präsident 
des Bundesrechnungshofes 
Pr 3/Allg — 1330/2 a (1953) — 11. 56 


Frankfurt a.M., den 12. November 1956 
Berliner Straße 51 
Fernsprecher; 9 02 61 


ERKLÄRUNG 

als Grundlage für die Entlastung der Bundesregierung 


Ich habe folgende Jahresrechnungen, die nach dem Bundeshaus- 
haltsplan für das Rechnungsjahr 1953 nur meiner Prüfung unter- 
liegen, geprüft (§ 89 RFiO): 

Rechnungen der Bundeshauptkasse über Ausgaben bei 

Kapitel 04 01 Titel 300 — Zur Verfügung des Bundeskanzlers 

zu allgemeinen Zwecken, 

Kapitel 04 03 Titel 300 — Zur Verfügung des Bundeskanzlers 

zur Förderung des Informations- 
wesens, 

Kapitel 04 04 Titel 301 — Zur Verfügung des Beauftragten des 

Bundeskanzlers für außerordentliche 
und unvorhergesehene Ausgaben, die 
sich aus den Besonderheiten des Auf- 
trages ergeben, 

Kapitel 06 01 Titel 300 — Für Nachrichten- und Informations- 
dienst, 

Rechnungen der Bundeshauptkasse und der Oberfinanzkasse Köln 
über Ausgaben bei 

Kapitel 06 09 Titel 300 — Für Zwecke des Verfassungsschutzes, 

Das zur Erledigung meiner Prüfungsmitteilungen Erforderliche 
ist veranlaßt worden. 


gez. Mayer 
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